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Editorial 


Nachdem sich auf internationaler Ebene eine Weile alle möglichen Leute 
brüderlich in der Armen lagen und wenigstens Analphabethen vielleicht die 
Heraufkunft des goldenen Zeitalters erwarteten, wird seit nunmehr 4 Tagen 
wieder Tacheles gesprochen. Es war eben nur der retardierende Punkt des Dra- 
mas. Viel zu verzweifelt ist die Situation von Machthabern, die ihre Macht zu 
verlieren drohen, viel zu groß ist der Machthunger von Emporkömmlingen. 
Und so wird der “fruchtbare Halbmond”, die Stätten der ersten Kulturstaaten 
der Menschheit verwüstet. So wird auf kleinen Völkern wieder einmal herum- 
getrampelt. Es geht ja um die heiligsten Güter: Profit und Macht. 

Wir haben in diesem Heft der litauischen Situation den ersten Platz einge- 
räumt, nicht, weil wir sie für wichtiger halten als den Golf-Krieg, sondern weil 
mit Sicherheit anderwärts genügend über den Nahen Osten berichtet wird. 
Wenn dies nicht differenziert genug geschieht, werden wir sicher im nächsten 
Heft Stellung nehmen. Aber es war uns eben wichtig, die osteuropäische 
Randstaaten, die vielen ähnlich bekannt sind wie der Mars, für unsere Leser 
verständlich zu machen. Wie entsteht dieser merkwürdige rosa Blick auf die 
“freie Welt”, warum gibt es kaum Ansätze zu alternativen Bewegungen? 

Zum Nahen Osten diesmal nur mit einigen Details über die dreckigen Waf- 
fengeschäfte der DDR, nicht ohne die gleichen Machenschaften der westdeut- 
schen Brüder und Schwestern zu erwähnen. 

Am Schluß noch einige Technix: In Zukunft wird im Impressum auf nur 
noch ein Name stehen, nämlich der des “Verantwortlichen im Sinne des Pres- 
serechts”. Das ist nicht der Chefredakteur, den haben wir nicht, sondern der 
sogenannte Sitzredakteur, das arme Schwein, das im Falle von Strafverfahren 
den Schaden hat. 

Ansonsten wollen wir daran erinnern, daß wir allen Interessierten jeweils 
am 4. Dienstag im Monat um eine Öffentliche Redaktionssitzung anbieten: zu 
Anregung, Kritik und vielleicht auch zur Abgabe von Beiträgen. Diesmal wäre 
das am 29. Januar 20 Uhr in der Umwelt-Bibliothek. 

Ansonsten bis zum nächsten Heft! 

Redaktion “telegraph” 


Bildnachweis: S.19 von G.A.F.F., S. 25 aus dem Müllcontainer, Bild auf 
der Rückseite ist von P. Breughel dem Älteren: Schlacht der Sparkassen und 
Geldschränke 


Zur sowjetischen Militäraktion in Litauen 


telegraph: Seit dem 13. Januar beteiligst du dich an einer Mahnwache, die 
vor dem Konsulat der SU in Berlin stattfindet. Was sind dort für Leute zu fin- 
den? 


Eugenius: Ich selbst bin Litauer, hier sind aber auch Esten, Georgier, Rus- 
sen, Deutsche und auch ein Schotte war schon da. Alle fanden sich spontan 
nach Bekanntwerden des Einmarsches des Militärs in Litauen zusammen. 


telegraph: Was beabsichtigt ihr mit eurer Aktion, welche Forderungen habt 
Ihr und wie lange wollt ihr hier stehen bleiben? 


Eugenius: Wir wollen auf die Situation in Litauen aufmerksam machen, 
solange es nötig ist. Deshalb sind wir jeden Tag ab 17.00 Uhr hier. Das Inter- 
esse der Öffentlichkeit wird immer größer, am zweiten Tag waren schon 2000 
Leute da. Wir fordern, daß die militärischen Aktionen der sowjetischen Trup- 
pen beendet werden. Für uns ist das vergleichbar mit 1968. Das Szenario ist 
dasselbe, die prostalinistische Gruppierung “Einheit” hervorgegangen aus der 
ehemaligen KP hat die Absicht, in Litauen eine eigene Regierung zu bilden. 
Sıe will die Unhabhängigkeitserklärung rückgängig machen. Es besteht die 
Gefahr, daß dieser Prozeß dann in Estland weitergeht, dann in der Ukraine 
usw.-und die Bestrebungen nach Unabhängigkeit zerschlagen werden. 


telegraph: Gab es bisher schon Reaktionen des Konsulats? 

Eugenius: Wir haben einen Protestbrief abgegeben, Reaktionen darauf gab 
es bisher noch nicht. Interessant war allerdings, daß schon vor dem Eintreffen 
der ersten Demonstranten ein Sicherheitsgürtel durch die Polizei errichtet war. 


telegraph: Weißt du, ob im Moment viele Menschen Litauen verlassen? 


Eugenius: Im Moment sind die Grenzen verriegelt, sodaß niemand das 
Land verlassen kann. 


telegraph: Gibt es deiner Meinung nach noch andere Gründe für den Ein- 
marsch als das Zurückdrängen der Unabhängigkeitsbestrebungen? 


Eugenius: Das Militär wurde auch geschickt, um Zwangsrekrutierungen für 
die sowjetische Armee vorzunehmen, da fast alle Litauer den Militärdienst in 
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dieser Armee verweigern. Ein Teil der Leute versteckt sich, andere gehen in 
die litauische Volkspolizei oder bilden nationale Grenztruppen, die u.a. 
Lebensmitteltransporte aus Litauen heraus verhindern wollen. 


telegraph: Wie schätzt du die Haltung des Bevölkerung zum eigenen Parla- 
ment und zur Regierung ein? 


Eugenius: Es gab kein Vertrauen zur Regierung unter Prunskiene. Es dür- 
fen keine alten Funktionäre in den neuen Regierungen bleiben, sonst sind 
keine wirklichen Veränderungen möglich. Landsbergis schätze ich als Sozial- 
demokrat ein. Er ist Vertreter der Intellektuellen. Er wurde gewählt, weil die 
meisten nicht mehr unter den alten Machthabern leben wollten. Allerdings 
herrscht große Unzufriedenheit über die wirtschaftliche Situation. Oft sind 
wieder die begünstigt, die es auch schon vor den ersten Reformen waren. Es 
wurden beispielsweise auch Lebensmittelkarten eingeführt, in einem Land, 
daß vor zwei Jahren wirtschaftlich wesentlich besser dastand. 


telegraph: Von welcher Seite wird wirtschaftliche Hilfe erwartet? 


Eugenius: Sicherlich nicht von der Sowjetunion. Die boykottierte Litauen 
schon im letzten Herbst. 

telegraph: Welche Erwartungen bestehen gegenüber den westlichen Indu- 
strieländern? 


Eugenius: Oh, sehr viele. Vor allem moralische und ökonomische Unter- 
stützung. Die SU hat jegliche Unterstützung angeboten, wenn die Bestrebun- 
gen nach nationaler Unabhängigkeit aufgegeben werden. Aber es muß auf 
jeden Fall Schluß sein mit der Okkupation vom Osten. 


telegraph: Indem Ihr Euch um Hilfe an den Westen wendet, geht ihr natür- 
lich das Risiko ein, nur die Kolonialmacht auszuwechseln. Statt aus Moskau 
wird Euch dann aus Bonn, London oder New York politisch diktiert und west- 


liche Firmen beuten statt der sowjetischen Staatsmacht Euer Land und Eure 
Bevölkerung aus. 


Eugenius: Dieses Problem ist für die baltischen Staaten nicht ganz neu. Wir 
standen als relativ kleine Länder immer in der Gefahr, in Abhängigkeit von 
den Großen zu geraten und waren nur relativ unabhängig. Aber wenn Ihr die 
Frage schon so zuspitzt - eine Abhängigkeit von den Westmächten und eine 
wirtschaftlich Okkupation von dieser Seite ist uns immer noch lieber als ein 
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allzu nahes Verhältnis zur 
Sowjetunion. Die Russen haben 
sich traditionell nicht in der 
Lage erwiesen, ein freundschaft- 
liches Verhältnis zu einem Nach- 
barstaat zu bewahren. Sie fangen 
gleich an, ihre Freunde zu erd- 
rosseln und sind nicht in der 
Lage, irgendwelche nationalen 
Eigenarten zu tolerieren. Die 
russische Verwaltung hatte 
schon immer, wie man sagt, eine 


; schwere Hand. Von den West- 


mächten erhoffen wir da ein 
Mehr an Toleranz. Und selbst 
wenn wir wirtschaftlich ausge- 
beutet werden, fallen doch am 
Ende mehr Brocken für uns ab, 
als das beim uneffizienten 
sowjetischen Wirtschaftsmodell 
je der Fall sein könnte. 


telegraph: Was hältst du von 
den momentan laufenden 
Hilfsaktionen? 


Eugenius: Die Hilfsaktionen 
aus dem Westen erreichen nur 
selten die wirklich bedürftigen 
Menschen. Eine korrupte Mafıa 
verquickt mit dem Apparat ver- 
teilt das. Militär und Partei 
bekommen eine Menge davon 
ab. Außerdem erfolgt die Vertei- 
lung ausschließlich in den Zen- 
tren von Rußland. In anderen 
Republiken kommt überhaupt 
nichts an. 

In Verbindung mit den 18 
Mill. Abfindung für den Abzug 


"Über meinem Schreibtisch hängt 
einBild.DreiSträflingesinddarauf 
zusehen. Unddarunter steht:< Wir 
erwarten, daß ihr für uns kämpft, 
wie wir für euch gekämft haben.> 
Sechstausend sprechen heute so - 
mehr als sechstausend. Ich halte es 
einfach für eine Dankesschuld an 
diese Männer und Frauen, daß wir 
helfen, so gutwir können. Hier hilft 
vorallem Geld. 

Die Rote Hilfe stellt den Leuten 
Anwälte, wenn es noch nicht zu 
spät ist. Sie sendet ihnen 
Liebesgabenins Gefängnis.Sie hilft 
den Familienweiter, dievondiesen 
Juristischen Verwaltungsmaß- 
nahmen am schlimmsten getroffen 
werden. Über manches wäre 
vielleicht zustreiten. Aberichmeine, 
man sollte aus einer Solidarität 
helfen,... | 


Kurt Tucholsky, 1931 


Spendenkonto 
der Roten Hilfe: 
Nr.: 19 11 00-462 
Postgiro Dortmund 


Rote Hilfe 
Postfach 6444 
2300 Kiel 14 


des sowjetischen Militärs aus Ostdeutschland können diese Hilfsaktionen 
durchaus auch als moralische Unterstützung von Gorbatschow gesehen wer- 
den. Gorbatschow hat übrigens viel zu lange mit der Armee kokettiert, in de: 
es inzwischen auch Anfänge faschistischer Tendenzen gibt. 


telegraph: Welchen zeitlichen Zusammenhang siehst du zwischen der Golf- 
krise und den militärischen Aktionen in Litauen? 


Eugenius: Die Regierung der SU und damit auch Gorbatschow haben ganz 
bewußt die Situation zur Ablenkung ausgenutzt. Es besteht offenbar die Hoff- 


nung, daß alle wie gebannt auf den Golf schauen und der Apparat in Moskau 
inzwischen seine Ambitionen durchsetzen kann. 


Zur Situation in Litauen 


Der folgende Artikel eines Mitglieds der litauischen Friedensbewegung 
entstand bereits im Sommer vorigen Jahres, gibt aber unserer Ansicht nach 
immer noch interessante Einsichten in die litauische Situation. Der Text wurde 
leider schlecht übersetzt und daher und um ihn besser lesbar zu machen, von 
uns sprachlich überarbeitet. Auch einige Kürzungen sind notwendig gewesen. 
Wer den Orginaltext lesen will, wird auf den nächsten “Kopfsprung” hinge- 
wiesen (erhältlich im Libertären Zentrum, Schönhauser Allee, O-1058 Berlin), 


dessen Redaktion uns den Text freundlicherweise zur Vorveröffentlichung zur 
Verfügung stellte. | 


Die heutige Situation in Litauen kann nicht losgelöst von den Prozessen, 
die in der SU und Ostmitteleuropa stattfinden, gesehen werden. Die Situation 
in Litauen und in den beiden anderen baltischen Ländern ist sehr kompliziert. 
Die Folgen des 2. Weltkriegs sind immer noch nicht verschwunden - die drei 
Länder sind immer noch besetzt. Um die heutige Situation zu verstehen, müs- 
sen die vergangenen 50 Jahre Geschichte aufgearbeitet werden, dann erst kön- 
nen wir für zukünftige Ereignisse eine Prognose aufstellen. 

Als die beiden Diktatoren Hitler und Stalin Europa aufteilten, wurde Litau- 
en ein Teil der SU und durch sie unter Druck gesetzt. Zunächst wurde ein Ulti- 
matum an die Regierung gestellt, dann wurde das Land besetzt, annektiert und 
danach eine “demokratische Wahl” inszeniert, mit der der Eintritt in die SU 
legalisiert wurde. Im 2. Weltkrieg wurde Litauen von den Deutschen besetzt, 
dann wieder von der Sowjetunion. Durch Massenerschießungen und Ver- 
schleppungen nach Sibirien verlor Litauen während und nach dem Krieg ein 


8 


AN 


® 


Drittel seiner Bevölkerung. Dann gab es eine große Repressionswelle, die Ver- 
folgung jeden freien Gedankens, psychiatrische Krankenhäuser und politische 
Gefängnisse. Lange Zeit trennte der eiserne Vorhang Litauen von Europa. 

Gorbatschow hat die Krise des Systems verstanden und 1985 Glasnost und 


Perestroika verkündet. 


1988 gründete sich die litauische nationale Bewegung “Sajudis” (Wieder- 
geburt) und konnte große Menschenmassen mobilisieren. Daneben konnten 
sich in diesem Jahr auch andere Bewegungen und Parteien gründen. Die Kom- 
munistInnen verloren die Wahlen gegen sie. Der erste Schritt des frei gewähl- 
ten litauischen Parlaments war am 11. März die Erklärung der Unabhängig- 
keit. Die litauische Nation hoffte, daß daraufhin die Anerkennung der Unab- 
hängigkeit seitens der europäischen Staaten geschehen würde. Aber obwohl 
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= viele Länder die Einverleibung der baltischen Länder durch die SU nicht billi- 


gen, engagierten sie sich 
nicht für deren Befrei- 
ung. Es wurde klar, daß 
die freie Welt nicht so 
frei ist, wie sie auf den 
ersten Blick erscheint. 
In den USA, Deutsch- 
land und anderen 
europäischen Ländern 
betet man für .Gorbat- 
schow und möchte ihm 
auf keinen Fall in die 
Quere kommen. Wie 
man früher im leibeige- 
nen Russland an den 
guten Zaren glaubte, 
glauben heute die demo- 
kratischen Länder an 
den guten Generalse- 
kretär. Gorbatschow 
hatte von ihnen so viel 
Unterstützung, daß er es 
sich erlauben konnte, 
gegen Litauen drei 
Monate eine Blockade 
zu errichten. 

Mein Land fühlt sich 


von der Sowjetunion sozial und politisch unterdrückt und dieses Gefühl ver- 
stärkt sich, da die Verhandlungen von der SU unter Berufung auf ungeklärte 
territoriale Fragen ständig verschleppt werden. Moskau behauptet, daß die 
Stadt Klaipeda, ein Hafen im Norden Litauens, früher zu Deutschland und 
dann zur SU gehörte und daß das Gebiet um Vilnius Teil von Polen oder 
Weißrussland sei. 

Obwohl derzeit die Blockade aufgehoben ist, bereiten sich die Leute wei- 
terhin auf schwere Zeiten vor und glauben, daß es wieder passieren kann. Die 
Menschen haben Angst, sind enttäuscht und glauben nicht an Morgen. Sie las- 
sen sich ins Ausland abwerben und sind bereit, jeden Job in einem westlichen 
Land zu machen. Nach zwei turbulenten Jahren, in denen sich viele politisch 
engagierten, nach euphorischen Gefühlen und großen Hoffnungen auf das Par- 
lament und die Regierung, begannen die Leute zu verstehen, daß die Verände- 
rungen vor allem denen nützlich sind, die an die Macht gekommen sind. 

Nach offiziellen Angaben verbrauchte die neue litauische Regierung für 
sich 21 Millionen Rubel mehr, davon die höchste legislative Autorität allein 9 
Millionen Rubel mehr. Während der Blockade verlor der Staatshaushalt 124,4 
Millionen Rubel. Was oder wer wird für den Schaden aufkommen? Moskau 
oder Litauen selbst? Selbstverständlich wird das Problem wieder auf den 
Schultern der arbeitenden Menschen liegen. | 

Unsere Isolation von der freien Welt dauert seit 50 Jahren. Dadurch 
betrachten die Menschen in Litauen den Westen durch eine rosa Brille. Sie 
sehen, daß die Menschen dort gut verdienen, die Geschäfte voll und die Waren 
bester Qualität sind. Unser Volk beneidet selbst die nächsten Nachbarn in 
Polen und der CSFR. Der niedrige Lebensstandard wird auf die sowjetische 
Besetzung und die kommunistische Diktatur zurückgeführt. Die Leute denken 
mit Sehnsucht an die Zeit der Unabhängigkeit Litauens zurück und glauben, 
daß unser Leben nach Wiedererhalt der Unabhängigkeit besser wird. Aber die 
Unabhängigkeit ist erklärt, die kommunistische Diktatur abgeschafft und 
während die Ökonomen diskutieren und verschiedene Staatsformen vorschla- 
gen fällt der Lebensstandard weiter. Statt einer eigenen Währung haben wir 
Coupons. Spekulation und Korruption sind weit verbreitet, vor den Geschäften 
stehen Schlangen. 

Übrigens haben unsere Politiker vor einem halben Jahr versprochen, gegen 
Privilegien zu kämpfen. Aber stattdessen gaben sie sich selbst die höchsten 
Gehälter und machten Gebrauch von den verschiedenen Privilegien. 

Während der letzten zwei Jahre erschien eine Anzahl von mehr oder weni- 
ger freien Zeitungen, die jetzt angeklagt werden, nicht loyal gegenüber der 
neuen Macht zu sein. Die Mächtigen neigen mehr und mehr dazu, Leute als 
Feinde der Unabhängigkeit und des Staates zu denunzieren, genauso wie nicht 
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Donnerstag ab 17.00 Uhr, jeden vierten im Monat, 20.00 Uhr Lesung 


Freitag ab 19.00 Uhr, Kneipe mit offenem Ende 


lange zuvor die KommunistInnen nach den Feinden des Sozialismus suchten. 

Große Ideen von einem zukünftigen atomfreien entmilitarisierten Litauen 
sind fast vergessen. Der Führer der Grünen Partei kämpfte leidenschaftlich 
gegen Atomkraftwerke wie gegen Terror und Grausamkeit in der sowjetischen 
Armee. Er gewann mit seinen Ideen Respekt und wurde ins litauische Parla- 
ment gewählt. Dann wurde er Vorsitzender der Landesverteidigungskommissi- 
on. Jetzt wird ein Landesverteidigungskonzept vorbereitet, sehr hastig werden 
Gesetze gemacht, es wird eine eigene Armee gebildet. Es wird erklärt, daß 
eine Armee notwendig ist für die Verteidigung der Grenzen, um die innere 
Ordnung aufrechtzuerhalten. Aber das Hauptargument ist, daß eine Armee ein 
notwendiges Staatsattribut sei und sie vergessen dabei nicht, als Beispiel die 
westlichen Ländern anzuführen. Frischgebackene Politiker benutzen unsere 
Mittel für Auslandsreisen, während sie davon sprechen, gelegentlich ein 
Gesetz zu erlassen, das uns die Reisefreiheit sichert. 

Wie konnte es dazu kommen? Auf was müssen wir uns in Zukunft gefaßt 
machen? Was passieren muß, wird passieren, Ich denke, daß sich hier wieder 
einmal gezeigt hat, daß Menschen der Politik geopfert werden und daß Staat 
und Macht nichts anderes als ein Zwangsapparat sind. Die Vorstellungen der 
Politiker vor der Wahl unterschieden sich stark von ihrem Denken und Han- 
deln nach der Wahl. Privilegien, die die Macht früher oder später vergibt, wer- 
den von einer kleinen Gruppe Menschen benutzt. Ein klassisches Beispiel 
dafür ist das heutige Litauen. 

Wenn man nicht an diese Tendenzen denkt, dann gab es in den letzten zwei 
Jahren zweifellos auch eine Menge positiver Erscheinungen. Die wichtigste ist 
die Beseitigung des Einparteiensystem und das breite Spektrum der politischen 
Bewegungen und Parteien. Das größte Verdienst daran haben “Sajudis” und 
Mitglieder des Parlaments, die von “Sajudis” unterstützt wurden. 

Die Litauische Kommunistische Partei, die sich von der KPdSU trennte, 
versucht immer noch ihre Positionen zu halten. Infolge der Trennung von der 
KPdSU konnte sie großen Respekt gewinnen. Dem gegenüber versteht sich die 
Litauische Freiheitsliga, die zu Breshnews Zeiten im Untergrund arbeitete, als 
antikommunistische Partei. Ihr Ziel ist ein starker litauischer Staat. Ein sehr 
ähnliches Ziel hat die Partei “Der 11. März”. | 

Extrem orthodox-kommunistische dogmatische Sichtweisen werden von 
der LCP-CPSU repräsentiert, die moskautreu blieb. Diese Partei hat viele Mit- 
glieder, die früher Parteifunktionäre waren und ihre Privilegien verteidigen 
wollen. Sie wird hauptsächlich von russisch sprechenden ArbeiterInnen unter- 
stützt. Um sie herum scharen sich eine Anzahl von Gruppen und Bewegungen: 
“Jedinstwo”, “Sowiet trudovich Kollektivov”, “die Patrioten der Vilnius-Regi- 
on” usw.. Aber ihr Einfluß ist sehr schwach. Ä 
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Es muß erwähnt werden, daß die Kirche 
ihre Position wieder erlangte. Es gibt Vor- 
schläge, den Religionsunterricht in den Lehr- 
plan der Schulen aufzunehmen. Die Kirche 
ist jetzt gegen jeden freien Gedanken und 
freies Handeln. Früher herrschte der Atheis- 
mus, jetzt Bigotterie und wachsender Einfluß 
kirchlicher Angestellter in allen Lebensberei- 
chen. Die Kirche wird von der Regierung 
unterstützt, weil diese glaubt, dann auch von 
der Kirche unterstützt zu werden. 

Die Positionen der alternativen Bewegun- 
gen sind ziemlich schwach. Es gibt einige 
feministische Organisationen, die gegen 
Militarismus kämpfen. Sie organisieren 
Demonstrationen und kümmern sich um die, 
die sich weigern, in der Sowjetarmee zu die- 
nen. Dieses Jahr gingen nur 20% der Jugend- 
lichen zur Armee und auch nur die, die rus- 
sisch sprechen. Die pazifistische Bewegung 
wächst in meinem Land, aber es werden Ver- 
suche gemacht, zur “rechten” Linie zurück- 
zugehen. Das “Litauische Friedensforum” 
wurde organisiert, um das offizielle Frie- 
densverteidigungskomitee zu verändern, das 
nur zu Propagandazwecken benutzt wurde 
und die “friedliche Politik des Sowjetstaates” 
glorifizierte. 

Eine andere Gruppe ist die Obdachlosen- 
Assoziation. Freie Gewerkschaften beginnen 
aufzutauchen. Einige anarchistische Gruppen 
beginnen sich zu sammeln, sind aber noch 
im Embryonalstadium. 

Wie man sieht ist die politische Situation 
in Litauen gespannt und sehr ambivalent. 

In nächster Zukunft wird die Sowjetunion 
ruiniert sein. Was danach kommen wird, 
hängt teilweise von uns allen ab, allen Men- 
schen aus diesen Ländern. Aber zum gegen- 
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wärtigen Zeitpunkt gibt es in Litauen keine 


Vorstellungen von einem “dritten Weg”. Die Leute glauben, nur die Wahl zu 
haben zwischen einem “Sozialismus” des sowjetischen Typs, den alle kennen 
und der westlichen “Demokratie”, in der es angeblich allen gut geht. Unser 
Ziel ist es, auch andere Wege zu zeigen. 

Die Unabhängigkeit an sich ist kein besonderer Wert. Unabhängig sind 
auch Kuba und Albanien, aber die Menschen fühlen sich dort dennoch nicht 
frei. In Litauen werden Worte wie “Freiheit” und “Unabhängigkeit” als Syno- 
nyme benutzt. Aber die Unabhängigkeit wird den Menschen nichts geben, 
wenn sie sich nicht für sich selbst verantwortlich fühlen, wenn sie sich von 


einer Gruppe von Leuten regieren lassen, statt zu protestieren und für ihre 
Rechte zu kämpfen. E.M 


Komitee Freies Baltikum 
Das “Komitee Freies Baltikum” wurde am 14.1.1991 von deutschen Bürgern und in Deutsch- 
land lebenden Esten, Letten und Litauen gegründet. Wir setzen uns dafür ein, daß der gewaltlose 
Freiheitskampf um Selbständigkeit der Baltischen Republiken nicht brutal unterdrückt wird. 
Wir Deutschen haben eine besondere Verantwortung, weil die Baltischen Länder durch den 


Hitler-Stalin-Pakt 1939 ihrer Souveränität beraubt wurden, die ihnen bis heute gewaltsam vorent- 
halten wird. 


Wir rufen alle auf, sich zu beteiligen 
- an den Mahnwachen, die voraussichtlich bis zum Wochenende (20./ 
21.1.) ab 17.00 Uhr täglich vor der ehemaligen sowjetischen Botschaft durchgeführt werden 


- an Demos anderer Gruppen und Bürgerrechtsbewegungen mit Spruchbändern, Plakaten und 
Handzetteln für die Freiheit des Baltikums 


- an Unterschriftensammlungen 

Wir fordem: 

- den Rückzug der sowjetischen Soldaten 

- Freiheit der Presse 

- Freiheit der demokratisch gewählten Baltischen Parlamente 

- Weiterführung der Verhandlungen mit dem Ziel, friedlich in die Unabhängigkeit und Selbst- 
ändigkeit der Baltischen Republiken überzugehen. Berlin, 15.1.91 


Sowjetische Behörden gehen gehen 
Kriegsdienstverweiger vor 


Am 7. Oktober 1990 hatte vor dem Verteidigungsministerium (die Militärs 
bezeichnen es als “Militärministerium”) in Moskau eine Großdemo stattgefun- 
den zur Unterstützung von Kriegsdienstverweigerern. Initiatoren waren u.a. 
die antistalinistische Vereinigung “Memorial” und das “Komitee der Soldaten- 
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mütter”. Die Teilnehmer riefen zum Musterungsboykott auf und forderten 
bereits damals den Rücktritt von Kriegsminister Jasow. | 

Mehr als 500 KDVer befinden sich im ganzen sowjetischen Staat im 
Gefängnis. Offizielle Berichte geben 1988 144 und 1989 292 verurteilte 
KDVer an. Im Frühjahr 90 stiegen die Zahlen sprunghaft. Ein in Vorbereitung 
befindliches KDV-Gesetz für religiös Motivierte soll als Zuckerbrot dienen, 
denn es zielt ebenso wie in den meisten westlichen “Demokratien” auf 
Zwangsarbeit für Militärdienstverweigerer. Einziger Zweck ist die Aufrechter- 
haltung der Wehrpflicht und das Gewinnen billiger Sklavenarbeiter. 

Mittlerweile in 8 Republiken (z.B. Litauen, Lettland, Estland, Armenien, 
Ukraine, Moldova, Georgien) macht das sowjetische Militär mittels Fall- 
schirmspringern Jagd auf Deserteure und KDVer. Damit zeigt es genauso deut- 
lich wie z.B. das Militär in El Salvador, was seine innenpolitische Funktion 
ist: Wehrpflichtsklaverei. 

Die litauische Polizei z.B. liefert keine Deserteure aus, sondern versucht 
im Gegenteil die Bürger vor den Übergriffen der Militärsklavenhändler zu 
schützen. So wurden bei den Verschleppungsaktionen der Militärschergen als 
erstes die Telefonstecker aus der Wand gerissen, wenn sie in Wohnungen ein- 
drangen, in denen sich Deserteure versteckt hielten. 

Eine beachtliche Anzahl junger Menschen hat sich zur Gehorsamsverwei- 
gerung gegenüber den staatlichen Militärbehörden entschlossen. Selbst nach 
offiziellen Angaben: im gesamten Gebiet des sowjetischen Staates 21,2 %, in 
Armenien 71,9 %, in Georgien 90 %, in Moldawien 41,1 %, in Lettland 74,7 
%,in Litauen 87,5 % und in Estland 75,5 % der Wehrpflichtigen. 

Ein Zugewinn für die antimilitaristische Bewegung? 

Leider handelt es sich zumeist nur um national(istisch)e Beweggründe, 
denn es gibt z.B. auch Bestrebungen, eine litauische Armee aufzustellen. als 
ich im Dezember mit einem litauischen Bekannten über den Unsinn eines sol- 
chen Vorhabens diskutierte, meinte er, die Vertreter dieser Bestrebungen woll- 
ten bei Einmarsch der Roten Armee “wenigstens einen symbolischen Schuß 
abgeben”, was sie bei der Besetzung durch Stalin 1940 versäumt hätten. Er 
selbst aber würde eine militärische Beschränkung auf Polizei und Grenz-Zoll- 
Beamte im künftigen Litauen für ausreichend halten. 

Inzwischen erging es den Litauern wie den Tschechen und Slowaken 1968 
und den Grenadern zwei Jahrzehnte später. Ihr Widerstand ist fast ausschließB- 
lich gewaltfrei und die Soziale Verteidigung der Hunderttausenden beein- 
druckte die Weltöffentlichkeit weitaus mehr, als es Gegenaktionen mit militäri- 
scher Gewalt getan hätten. Trotz der Lügen des neuen sowjetischen Innenmini- 
sters Pugow demonstrierten auch Tausende Russen auf dem Roten Platz und in 
Leningrad für die Freiheit Litauens. 
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Kein Zufall kann der Zeitpunkt der Militäraktion gegen die autonomen 
Litauer sein: pünktlich zum weltweiten Aktionstag gegen den Ölkrieg am 
Golf. Ein einzelner Exil-Litauer, der bereits am Samstag vor der Sowjetischen 
Botschaft in Ostberlin demonstriert, äußert die gleiche Vermutung, die auch 
mir sofort kam: es gibt ein Agreement zwischen Bush und Gorbatschow in 
ähnlicher Weise wie dazumal bezüglich Afghanistans und Nikaraguas. Aber 
bislang kann nur spekuliert werden, wer den Schießbefehl gab. Handelt es sich 
nicht vielleicht sogar um eine konzentrierte Aktion der in verschiedenen Staa- 
ten und Gesellschaftsformen ihr Unwesen treibenden Militärs und Geheim- 
dienste, deren Macht die Völker zurückzudrängen begannen? Schewardnadse 
warnt die Öffentlichkeit im georgischen Fernsehen vor weiteren Militäraktio- 
' nen. Bislang schweigt die bundesdeutsche Öffentlichkeit noch - in mehrfacher 
Hinsicht beschämend, besonders für die Ostdeutschen. Denn z.B. in Prag kam 
es sofort zu Spontandemos und dem Aufruf zu finanzieller Hilfe für Litauen. 
Und dies ungeachtet dessen, daß in der CSFR die Lebensmittelpreise bei 
gleichbleibenden Löhnen und Renten (ca. 90,-DM/Monat) am 1. Januar um 
100% stiegen (ein Diktat des IWF, das mit Hilfe des dortigen Finanzministers 
trotz anderslautender Regierungserklärungen noch zum Jahresende durchge- 
setzt wurde). Das ZDF verwendet die deutschnationalistische Bezeichnung 
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“Wilna” für Litauens Hauptstadt Vilnius. Kohl und Genscher warteten die 
Reaktionen der Öffentlichkeit ab, ehe sie sich äußerten: Gewalt sei kein Mittel 
der Politik (konsequenterweise müßte dies ja nun zumindest den Rückzug von 
Bundeswehreinheiten aus der Türkei bedeuten). 

Viele, die noch immer meinen, mit Geldspenden ihr Gewissen betuhlgen 
zu können, sollten z. B. die Inhaftierten unterstützen. 

Haftadressen inhaftierter Verweigerer: 

Oleg Gorshenin, 460042 RSFSR, g. Orenburg, uchr. YuK-25/4 UdSSR, 
April 90 - Okt. 91, als pazifistischer KDVer inhaftiert; Vladimir Osipov, 
169200 RSFSR, Komi ASSR, Knyazhpogostky rayon g. Yemva, uchr. 243/8, 
UdSSR, von Okt. 88 - Okt. 91, Pazifist. KDVer; Vasily Pirizhok, 330076 Ukrs- 
sr, g. Zaporoshye, u. Lakhtinskaya 10 a, spetskomendatura 2, UdSSR, März 89 
- März 91, Pfingstler 

Zudem gibt es noch wegen KDV inhaftierte Zeugen Jehovas. (Adressenli- 
sten bei Amnesty International und War Resisters International) 


g.h. 


' Terror in der Sowjet-Armee 


Die Russen haben ein Wort dafür: dedovchina - den systematischen 
Mißbrauch junger Soldaten durch die älteren. Das Schikanieren ist in der 
sowjetischen Armee besonders gemein und die Fronten verlaufen häufig zwi- 
schen den Rassen - zwischen den Europäern und Asiaten oder zwischen Rus- 
sen und Balten. Nach Angaben des Komitees der Soldatenmütter starben in 
den letzten vier Jahren 20.000 Soldaten während ihres Dienstes in der Sowjet- 
armee, die Opfer des Afghanistankrieges nicht mitgerechnet. Umgerechnet 
sind das 16 Tote pro Tag. Außer den zahlreichen Selbstmorden, denen körper- 
liche Mißhandlungen oder sexuelle Belästigungen zugrunde liegen, gibt es 
auch sehr viele Unfälle. 

Kanel Tapper, ein estnischer Deserteur, wurde verhaftet und kam in Novo- 
sibirsk ins Gefängnis. Er teilte seine Zelle mit fünf weiteren Gefangenen, von 
denen einer gerade ein Paket mit Essen erhalten hatte. Die Wärter machten 
sich einen Spaß daraus, scharfe Polizeihunde in die Zelle zu lassen. “Sie 
fraßen alles auf und ich begann die Wärter anzuschreien: “Ihr sagt, ich sei ein 
estnischer Faschist, aber, was glaubt ihr, was ihr seid, wenn ihr euch so 
benehmt?” “Drei Wärter fielen über mich her und schlugen mich 30 Minuten 
lang. Drei Tage lang ging es mir sehr, sehr elend; ich dachte, ich würde ster- 
ben.” 

Später wurde er in ein Strafbataillon geschickt,”wo wir marschierten und 
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marschierten und marschierten - 20 Stunden am Tag. Wenn jemand sich nicht 
korrekt verhielt, mußten wir alle für 20 Stunden in Reihe und Glied stehen.” 
Schließlich, nach seiner Verlegung zu einer Baubbrigade, konnte er fliehen 
und sich im Juli in Estland verstecken. g.h. 


Quelle: Das zerbrochene Gewehr vom Dez. 90, Publikation der War Resi- 


sters International nach “Estonian Life” 


Seite an Seite mit dem Iran und dem Irak 


Waffenverkäufe und Militärberatung in Krisengebieten 
in den vergangenen Jahren 


telegraph: Sie waren als Stasi-Militärberater in den verschiedensten Län- 


dern und haben dort Fallschirmjäger, Ranger, oder wie immer man sie nennen ° 


will, ausgebildet, sie haben bei dieser Gelegenheit auch Offiziere aus der Bun- 
desrepublik und anderen Ländern getroffen, sie haben Waffen in diese Länder 
begleitet - doch dazu nachher. Würden Sie zunächst Ihren Sal Ausbil- 
dungsweg beschreiben? 


N.N.: Ich wurde zunächst ins Wachregiment F.E. Dzierzynski einberufen - 
als Unteroffizier auf Zeit. 1971 wurde ich in Prora auf Rügen zum Fallschirm- 
springer ausgebildet, mir wurde eine Offizierslaufbahn angeboten und so kam 
ich zur Offiziershochschule der NVA in Löbau (Mot.- Schütze/Fallschirmjä- 
ger). Im 3. Studienjahr war ich zum Praktikum in einer MfS-Dienststelle in 
Eilenburg und auch wieder in Prora. Ich wurde dann in Löbau zum Leutnant 
ernannt und kam zum “Truppenteil II” nach Rheinsdorf in der Nähe von Wit- 
tenberg. Dieser Truppenteil gehörte zum MfS, die Fallschirmjäger bei der 
Parade in Berlin kamen übrigens fast immer von diesem Truppenteil, also 
nicht vom “Truppenteil I” der NVA! In diesem Truppenteil wurde ich zur Aus- 
bildung von Unteroffizieren eingesetzt, die über das Wachregiment einberufen 
worden waren. 

1985 erhielt ich eine Piloten-Ausbildung für Sportflugzeuge in Schönhagen 
und danach eine Hubschrauberführer-Ausbildung in Brandenburg. Es folgte 
ein Sonderlehrgang in der UdSSR in der Nähe von Kiew - eine Art Überleben- 
straining oder “Partisanenlehrgang”. Dort waren übrigens auch (in Uniform!) 
Soldaten aus den Warschauer Vertragsstaaten, aus Frankreich, der BRD, Belgi- 
en und vielen Ländern der dritten Welt. 
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telegraph: Wie sahen nun, ganz allgemein, ihre Auslandseinsätze aus, in 
welchen Ländern waren Sie selbst oder andere Offiziere? 


N.N.:Diese Einsätze nannten sich “Sonderaufträge” und jeder Auftrag war 
für sich streng geheim, so geheim, daß die 7-10 Offiziere, die meist daran teil- 
nahmen, manchmal noch im Flugzeug nicht wußten, wohin sie fliegen. Ich 
habe in der Regel “Lieferungen” begleitet. Wir wurden - in Zivil - zum Flug- 
hafen gebracht, Schönefeld, Marxwalde, Schkeuditz u.s.w., wo für uns streng- 
stes Kontaktverbot zum Personal bestand. Wir durften nicht einmal mit Offi- 
zieren sprechen, die in anderen Flugzeugen mitflogen. Das war manchmal 
trotzdem möglich, indem wir auf Toilette in die Feuerwache gingen. Unsere 
Ladung bestand in der Regel aus Waffen und Munition. Die Kisten waren mit 
Sackleinen bezogen. Auf der Leinwand stand nur eine Nummer, wir bekamen 
heraus, daß die ersten beiden Ziffern das Bestimmungsland angaben und leg- 
ten uns heimlich Listen an, so daß wir nun doch oft schon wußten, wohin wir 
fliegen. Ich selbst habe solche Lieferungen nach Angola, Mocambique, -Äthio- 
pien, Irak und Iran begleitet, ich weiß von anderen Offizieren, daß sie unter 
anderem in Bangladesh, in Peru, Afghanistan, Jemen, Kuweit, Jordanien, Syri- 
en und anderen Ländern waren. Die Transporte waren dann in der Regel mit 
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einem Militärberater-Einsatz in den jeweiligen Ländern verbunden. 


telegraph: Zwei Fragen: Wußten Sie, was sie für Ladung hatten, und dann, 
wie sahen die Militär-Einsätze ganz allgemein aus? 


N.N.: Man hat uns auf keinen Fall gesagt, worin die Ladung im allgemei- 
nen bestand, aber man sieht ja, wer sie entgegennimmt und weiß, wie Muniti- 
onskisten aussehen. Und - wozu z. B. Arzneikisten durch uns begleiten las- 
sen?! Von Rauschgifttransporten ist mir nichts bekannt, es war ja auch so 
schon schwer genug, uns die Einsätze als “Solidarität” plausibel zu machen. 
Ich persönlich weiß von etwa 30 Maschinen im Jahr - aber ich war ja nicht 
überall dabei, außerdem gab es ja noch die Transporte nach Rostock. 

Als Militärberater waren wir zur Beobachtung der Fallschirmjäger-Ausbil- 
dung eingesetzt (also nicht bei Kampfhandlungen). Die Dolmetscher oder 
Ausbilder, mit denen wir zu tun hatten, waren Offiziere, die in der Regel in der 
DDR -z. B. in Prora - ausgebildet worden waren. Dort wurden in einem Studi- 
enjahr auch gleichzeitig Offiziere aus untereinander befeindeten Ländern aus- 
gebildet, z.B. Iran und Irak oder Äthopien und Sudan. 


telegraph: Die Offiziershochschule in Prora ist ja jedem bekannt, der dort 
oder in der Nähe bei der Armee war. Ich habe unabhängig voneinander von 
den verschiedensten Soldaten oder Reservisten Einzelheiten über diese Schule 
gehört, etwa das Verbot, in Uniform in Ausgang zu gehen, die Probleme zwi- 
schen den Offiziersschülern der untereinander befeindeten Länder u.a.m., 
meine Informationen decken sich in jedem Fall mit dem, was sie gesagt haben. 


Könnten Sie jetzt konkret ihre Einsätze in den einzelnen Ländern beschrei- 
ben? 


N.N.: Ich will mit den Ländern anfangen, deren Unterstützung für mich 
kein Widerspruch war. Das waren, wie ich schon gesagt hatte, Angola, 
Mocambique und Äthopien. Wir brachten in alle drei Länder Waffen und 
Munition, um anschließend als Militärberater tätig zu werden. Ein schwerer 
Zwischenfall, der mich tief getroffen hat, ist in Mocambique passiert: 

Wir waren in einer Ausbildungsbasis im Inneren des Landes. In der Nähe 
von solchen Ausbildungsbasen tauchten immer wieder amerikanische Offizie- 
re auf, die offiziell der Botschaft angehörten. Wir bekamen eines Tages die 
Information, daß sich Amerikaner auf dem Wege zu unserer Basis befänden 
und erhielten den Befehl, sofort zu packen und zu verschwinden. Ein Offizier 
von uns lief noch einmal zurück in die Baracke, um vergessene Sachen zu 
holen, er wurde in der Eile regelrecht vergessen. Später hörte ich, daß er im 
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- Zimmer von 6 oder 7 amerikanischen Soldaten bewußtlos geschlagen und 


abtransportiert wurde. Er wachte in einem Keller wieder auf und wurde dann 
von einem Militär und einem Zivilisten verhört. Dieser Zivilist sprach ausge- 
zeichnet deutsch, die Fragen kamen aber meist vom Militär. Man gab sich 
nicht die Mühe, das Ziel der Fragen zu verbergen, man wollte Einzelheiten der 
Ausbildung und Namen wissen. Die Verhöre waren von schwerer Folter 
begleitet, es folgte eine Verschleppung in ein anderes Land, möglicherweise 
den Sudan, wo ihm aber nach einem halben Jahr die Flucht gelang. Als wir ihn 
in Schönefeld abholten, war er von Kopf bis Fuß eingegipst. Muß ich noch 
erwähnen, daß wir beim Abholen nicht mit ihm reden durften? Später hat er 
sich zu Tode getrunken. 


telegraph: Kommen wir nun zum brisantesten Thema: Iran und Irak 


N.N.: Der Waffentransport in den Irak war wieder ein sogenannter “Blin- 
dauftrag”, d. h., wohin wir flogen, wußten wir erst, als wir schon in Bagdad 
waren, unsere Ladung bestand aus Waffen und Munition, das waren 11 Flüge 
1981. Es handelte sich um Interflugmaschinen und irakische Maschinen, auch 
eine Boing 747, silbergrau, ohne jede Aufschrift - sie wurde so beladen, daß 
sie in Schönefeld kaum abheben konnte. Wir blieben dort immer nur etwa 14 
Tage. Übrigens - zum Thema Irak: Das einzige Kleinflugzeug (der Regie- 
rungskurier), das Bagdad überfliegen durfte, wurde von einem MfS-Offizier 
gesteuert. 

Etwa 2 oder 3 Wochen nach Ende der Irak-Einsätze transportierten wir 
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wieder Waffen und Munition, aber diesmal in den Iran, nach Teheran. 

Das ging eine Woche lang, Tag und Nacht, etwa 5 - 6 Flüge. Im Unter- 
schied zu Bagdad, wo die Waffen durch Zivilisten sehr gemächlich abgenom- 
men wurden, geschah die Übernahme hier durch Militär im Eilverfahren. Es 
folgte ein etwa 3-monatiger Einsatz als Militärberater im Iran, wo wir wieder 
an der Fallschirmjäger-Ausbildung teilnahmen. Die 2 Dolmetscher, die uns zur 
Seite standen, waren wohl auch in der DDR ausgebildet, einer sächselte sogar. 
Außer uns, die wir in Zivil als Mitarbeiter des Außenministeriums auftraten, 
waren dort noch französische und Bundeswehr-Offiziere. Wir waren mit den 
Bundeswehr-Offizieren in einer Baracke untergebracht und bildeten jeweils 
Fallschirmjäger aus. Es bestand natürlich Kontaktverbot, aber man hat sich 
natürlich trotzdem unterhalten. Einer der Offiziere gab mir seine Adresse und 
so habe ich ihn nach der Maueröffnung besucht. Allerdings wollte er sich nicht 
mehr so recht erinnern und sah sehr verunsichert aus - erkannt hat er mich 
allerdings. 

Was die Franzosen im Iran gemacht haben, war nie herauszubekommen, 
wir sahen sie immer nur zur Ausbildung wegfahren. Besonders peinlich dürfte 
aber in der Öffentlichkeit sein, daß sowohl die Franzosen als auch die Bundes- 
wehr-Offiziere in Uniform ihre Ausbildung durchführten, immerhin weist das 
Ja auf quasi-offizielle Abkommen zwischen den Ländern hin. 


telegraph: Wie haben Sie das MfS verlassen? 


N.N.: Die Widersprüche in mir häuften sich - mit der Unterstützung Ango- 
las, Mocambiges und auch Äthiopiens kam ich ja noch klar, aber die anderen 
Länder?! Womit sollte das zu begründen sein? - Doch wohl höchstens damit, 
daß man eine Menge Geld mit uns gemacht hat, das stank doch alles gen Him- 
mel. Ich hab dann nach Einsätzen in Polen, wo ich auch einen Freund verlor, 
ein Entpflichtungsgesuch geschrieben. Die angegebenen Gründe durften natür- 
lich nicht sein und so nahm man meine Scheidung zum Anlaß, mich zu ent- 


Pflichten. Ich war damals sowieso fertig, das fing beim Händezittern an und 
hörte bei Alpträumen nicht auf. 


telegraph: Sie haben nach der Wende Aussagen beim Militärstaatsanwalt 
gemacht ... 


N.N.: Ja, es waren ja seit meiner Entlassung 1985 ein paar Jahre ins Land 
gegangen, in denen ich Zeit zum Nachdenken hatte - und als am 1. Dezember 
1989 die Meldungen von der IMES-GmbH in die Presse kamen, setzte ich 
mich sofort ins Auto und fuhr nach Schönefeld. Was ich sah, waren dieselben 
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Flugzeuge, dieselben Leute und auch dieselben Kisten. Angeblich sollten die 
Flugzeuge nach Marxwalde fliegen, aber dort sind sie doch nie angekommen, 
einen Tag danach habe ich mein Parteibuch auf den Tisch geschmissen. 

Ich bin dann zum Militärstaatsanwalt gegangen und habe dort 4 oder 5 
Tage lang Aussagen gemacht - Zielrichtung Schalck-Golodkowski. Ich wurde 
nie zu einer Verhandlung geholt und ich denke, daß auch die Bundesregierung 
absolut nicht daran interssiert sein wird, an die Öffentlichkeit zu holen, was 
auf diesem Gebiet passiert ist, dafür hat sie selbst zu dreckige Hände. 

Das Gespräch führte F. 

(Der Name ist der Redaktion bekannt. Unser Gewährsmann ist jederzeit 
bereit, für die Wahrheit seiner Aussagen vor Gericht zu bürgen) 


Waffentransporte mit der Handelsflotte 


Ich war Vollmatrose bei der VEB Deutfracht/Seereederei im Flottenbereich 
Mittelmeer-Afrika. Wir haben seinerzeit mit unseren Schiffen massenhaft Waf- 
fen transportiert. 

Wenn man auf einem Container-Schiff fährt, bekommt man natürlich nur 
durch Zufall heraus, welche Ladung man an Bord hat, auf Stückgutschiffen 
sieht das schon anders aus, wenngleich immer versucht wurde, die Ladung vor 
uns geheimzuhalten. Begründet wurde das mit dem Konkurrenzkampf und der 
Kriminalität, also von Piraterie bis hin zu kleinen Klauereien durch uns. Was 
wir im einzelnen transportierten, haben wir - wenn überhaupt - dann nur im 
Bestimmungshafen erfahren. Das war bei meinem ersten Waffentransport auch 
so. Wir waren 1981 in Aden (Jemen) und ich war zur Lukenwache beim 
Löschen der Ladung eingeteilt worden. Ganz oben war alles mögliche Zeug, 
von Seife bis hin zu Stoffballen. Als wir beim Zwischendeck angelangt waren, 
kam plötzlich der 2. Nautiker zu mir in die Luke runter und drückte mir einen 
Stapel Tally-Listen in die Hand. Das ungefähr gab er als Kommentar: "Diese 
Listen legen Sie keinen Augenblick aus der Hand und zeigen Sie auch nieman- 
dem - unter keinen Umständen! Sie streichen jede Kiste entsprechend der auf- 
gedruckten Nummer ab, falls Sie eine vergessen sollten, egal aus welchen 
Gründen, dann sagen sie Bescheid! Das können wir dann an Land überprüfen 
lassen. Sie werden auf keinen Fall Ärger bekommen...” u.s.w. Was dann zum 
Vorschein kam, waren Massen an olivgrünen Kisten, gut verschraubt und nur 
eine Nummer drauf, weder Absender noch Empfänger. Genau solche Kisten 
habe ich später bei der Armee wiedergesehen - mit Munition, Kalaschnikows, 
Handgranaten, Panzerfäusten und solchem Dreck drin. Ein Kollege von mir, 
der in einer anderen Luke Wache hatte, erzählte dasselbe von seiner Luke - nur 
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kannte er die Kisten schon. Im Ganzen hatten wir wohl auf dieser Reise 3 
Luken voll Waffen und Munition, also vorsichtig geschätzt 3000 Kubikmeter 
Kriegsmaterial an Bord... 

MS “Müggelsee” hat im Sommer oder Herbst 1985 eine Reise nach Jemen 
gemacht, die Ladung bestand aus Panzern, soviele nur in ein Schiff hineinpaß- 
ten, eine Reise später - nach der Werftzeit - geriet das Schiff in Jemen dann in 
den Bürgerkrieg, der ganz sicher auch mit den selbst gelieferten Waffen 
geführt wurde. Dafür, daß man dann per Schiff Evakuierungen von Ausländern 
durchführte (man sie vor den eigenen Waffen rettete...), erhielt die Besatzung 
dann den Vaterländischen Verdienstorden. 

Ich wurde später im Mittelmeer im Feeder-Service eingesetzt, das heißt, 
das Schiff blieb im Mittelmeer mit dem Stützpunkthafen Larnaca/Zypern. Wir 
klapperten dann der Reihe nach Frankreich, Italien, die Türkei, Griechenland, 
Syrien und Ägypten ab - doch das nur zur Erklärung am Rande. Im Frühjahr 
oder Sommer 1986 - wir waren wieder einmal in Marseille/Frankreich - hatte 
ich Gangway-Wache. Plötzlich hielt ein PKW vor unserem Schiff und zwei 
Herren kamen zu mir hoch. Sie wiesen sich mir gegenüber als Geheimdienst- 
Beamte aus (fragt mich nicht mehr, wie der Dienst genau hieß) und wollten 
zur Luke 1. Ich hab natürlich sofort dem 1. Nautiker Bescheid gegeben und 
der ist ihnen hinterhergestürzt. Was sie wollten, hat er mir nicht gesagt, nur 
daß ıch darüber den Mund halten soll. Wieder auf See kam er zu mir - ich war 
Ausguck - heraus zur Unterhaltung. Das war an sich schon höchst ungewöhn- 
lich - Privatgespräche führte er im allgemeinen nicht mit Matrosen. Ich platzte 
fast vor Lachen, als er plötzlich sagte:”... Wegen der paar Fässer Verdünnung, 
die wir in Luke 1 haben, müssen wir extra die rote Lampe setzen...” Die rote 
Lampe im Top bedeutete: Gefährliche Ladung. Die Story habe ich natürlich 
sofort den anderen Matrosen erzählt - und so war das Thema des Abends klar: 
Waffentransporte, und so ziemlich jeder konnte etwas erzählen. Dem einen 
hatte man auf der letzten Reise versehentlich die Ladungspapiere in die Hand 
gedrückt und so bekam er heraus, daß wir jede Menge Container mit Munition 
mithatten - Bestimmungshafen Latthakia/Syrien, der nächste erzählte von 
Transporten durch den Panama-Kanal u.s.w.. 

Meine “Container” waren übrigens auch für Latthakia bestimmt... und von 
dort aus gibt es laut Prospekt hervorragende Landverbindungen zum Iran und 
Irak. Perfekte Tarnung: Die einen wissen nicht, wo die Ladung hingeht, die 
anderen nicht, wo sie herkommt. Wem es noch nicht aufgefallen sein sollte - 
das war Munition eines NATO-Landes für ein Golf-Land, transportiert durch 
Schiffe eines Warschauer Vertrags-Landes! In der Ladung wurde eben kein 
Unterschied gemacht, Hauptsache, sie bringt Geld. Ich glaube auch kaum, daß 
es eine Handelsflotte der Welt gibt, die das anders sieht. 


24 


Kriegsgebiete waren natürlich für die Handelsflotte keine Tabu-Zone, 
dafür gab es sogar eine gewerkschaftlich vereinbarte “Kampfgebietszulage” 
von 20 Mark der DDR am Tag. Als 1987 der Persische Golf minenverseucht 
war, liefen die Schiffstransporte natürlich weiter. Das Schiff wurde völlig ver- 
dunkelt, es wurde die Einsatzbereitschaftsstufe ausgelöst, die Matrosen und 
Maschinisten mußten Minenausguck gehen, es durften sich nur so wenig wie 
möglich Leute an einer Stelle aufhalten u.s.w. Sogar die Weihnachtsfeier fiel 
aus. Ich kann dazu nicht viel sagen, weil ich bei dieser Reise nicht selbst an 
Bord war. Aber eine Episode wurde mir erzählt: Über Lautsprecher kam das 
Kommando, daß alle Matrosen sofort auf die Brücke zu kommen hatten. Dort 
wurde ihnen’vom Kapitän mitgeteilt, daß sie von bestimmten Containern (die 
für Irak bestimmt waren) die Zettel mit dem Empfänger abzukratzen hatten, da 
die unmittelbare Gefahr bestand, von einem iranischen Kriegsschiff aufge- 
bracht zu werden. Nun kann sich jeder seinen Teil denken, ich möchte hier 
nicht in Spekulationen verfallen. Die Container wurden dann übrigens in 
Kuweit gelöscht und weiter über Land transportiert. 
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Ansonsten war das Ganze immer ein heiß diskutiertes Thema in der Mann- 
schaft. Und nicht vergessen, wenn es irgendwie möglich war, wurde die 
Ladung vor uns geheimgehalten, wenn so etwa bekannt wurde, gab es ja auch 
‚immer wieder Protest auf den Bordversammlungen. Die ganz heißen Ladun- 
gen hat man dann wohl - wenn sie nicht in Containern waren - mit Schiffen 
anderer Länder transportiert. Ich habe mich im persischen Golf mit Matrosen 
eines (west-)deutschen Handelsschiffes unterhalten, das dort ständig unter- 
wegs war - die wußten im Gegensatz zu uns ganz gut, daß sie auch Waffen 
transportierten. 

Wir haben auch andere “heiße Ware” transportiert, zum Beispiel mehrere 
Container. voll Geld. Ich betone noch einmal: Handelsschiffe nehmen 


grundsätzlich alles mit, was sie transportieren können, wenn es nur genug 
Geld dafür gibt. F. 


Zum Vergleich mit der Realität im folgenden einige Auszüge 
aus der seinerzeit und heute geltenden Rechtsordnung 

Verfassung der DDR, Artikel 6: | 

Die DDR...tritt für die Verwirklichung der Prinzipien der friedlichen Koexistenz von Staaten 
unterschiedlicher Gesellschaftsordnung ein... 

Verfassung der DDR, Artikel 23: 

Kein Bürger der DDR darf an kriegerischen Handlungen und ihrer Vorbereitung teilnehmen, 
die der Unterdrückung eines Volkes dienen. 

Strafgesetzbuch der DDR, -ß- 85: 


Wer in verantwortlicher staatlicher, politischer, militärischer oder wirtschaftlicher Funktion an 
der Androhung, Planung, Vorbereitung oder Durchführung eines Aggressionskrieges mitwirkt, 
wird mit Freiheitsstrafe (oder Todesstrafe) bestraft. 

Strafgesetzbuch der DDR, & 87: 

Wer Bürger der DDR zur Teilnahme an kriegerischen Handlungen, die der Unterdrückung 
eines Volkes dienen, oder zu diesem Zweck zum Eintritt in militärische Formationen anwirbt oder 
an der Anwerbung durch Zuführung oder Transport mitwirkt, wird mit Freiheitsstrafe von 2 bis 10 
Jahren bestraft. ...u.a.m. 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Artikel 26 

Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche 
Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzuberei- 
ten, sind verfassungswidrig. Sie sind unter Strafe zu stellen. 
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Bauchschmerzen eines ehemaligen 
Mahnwächters 


oder 
Anfragen an eine Behörde zu einer angeblich bürgerfreundlichen Benut- 
zerordnung 


Vor mehr als 12 Monaten wurden in mehreren Städten die Stasi-Festungen 
gestürmt und Tausende riefen nach deren Auflösung. Vor einigen Wochen 
noch konnte das Thema Stasi etliche engagierte und empfindsame BürgerlIn- 
nen dazu bewegen, Arbeitsräume des Stasi-Archivs zu besetzen, Mahnwachen 
einzurichten und auf die Straße zu gehen. | 

Der Mittelpunkt der Kritik der Beteiligten an Besetzung und Mahnwachen 
war der Verbleib und Umgang mit den Stasi-Akten. Inzwischen arbeitet ein 
Sonderbeauftragter mit einer eigenen Behörde an dieser Problematik und für 
das Umgehen mit den Akten gibt es eine von diesem Beauftragten erlassene 
Benutzerordnung(BO). An deren Ausarbeitung waren ursprünglich auch Ver- 
treterInnen der Mahnwachen beteiligt - aber je länger sich der Ausarbeitungs- 
prozeß hinzog, desto weniger dachte die Behörde an die anfänglich Mitbetei- 
ligten. So kam es dazu, daß der nun vorliegende Text der Benutzerordnung 
zwar in Bonn abgesegnet wurde, aber die auch öffentlich gemachte Zusage, 
vor Veröffentlichung der Benutzerordnung nochmal mit den Leuten der Mahn- 
wachen darüber zu reden, in Vergessenheit geriet. 

Auf der zur Veröffentlichung der BO abgehaltenen Pressekonferenz äußer- 
ten die Repräsentanten der Behörde - der Sonderbeauftragte Gauck und der 
Direktor Geiger -, daß sie stolz darauf seien, mit dieser BO den vom Eini- 
gungsvertrag vorgegebenen Rahmen so bürgerfreundlich wie möglich ausge- 
schöpft zu haben. Diese Bürgerfreundlichkeit wurde beim Ausarbeitungspro- 
zeß vermißt. Ein diesbezüglicher “Beschwerde”-Brief ist seit nunmehr 4 
Wochen unbeantwortet. (Daß Politiker ihre Zusagen und Versprechen nicht 
halten, ist ja nichts Neues, daß aber nunmehr vermehrt ehemalige Pfarrer 
Schwierigkeiten mit der Wahrheit und Glaubwürdigkeit bekommen, ist unan- 
genehm und enttäuschend, vielleicht aber auch nur Ausdruck der allgemeinen 
Umorientierung der Leute aus der Ex-DDR. Trotzdem schade!) 

Gegen die Bürgerfreundlichkeit der Behörde spricht wohl auch, daß die 
MitarbeiterInnen in den Archiven, von denen ja doch einige aus den Bürgerko- 
mitees kommen, anscheinend bei der Ausarbeitung der BO gar nicht nach 
ihrer Meinung befragt wurden. Aber die unterliegen ja eh einer Schweigever- 
pflichtung - wahrscheinlich gilt die auch innerhalb der Behörde! Dazu paßt 
auch, daß über die Vorgänge innerhalb der Behörde nicht viel an die Öffent- 
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Personalfragebogen - Kolonialausgabe 
für Angestellte im öffentlichen Dienst 


in angegliederten Zoniland 
(Auszüge) 


Waren sie früher für die Hölle, des Teufel oder eine ihrer 
Untergliederungen oder vergleichsweisen Institution tätig 
[] ja U] nein 


. Falls ja, in welcher Weise/Funktion? 


28 


VON Na Ya IA FE De zum 


Haben Sie finanzielle Zuwendung von einer der genannten 
Stellen erhalten? 
[] ja [] nein 


Haben Sie eine Verpflichtungserklärung zur Zusammenarbeit 
mit einer der genannten Stellen unterschrieben? 

Bea [nein 
Falls ja, nähere Angaben 


Oder waren Sie Schwein sogar direktes Mitglied der 
höllischen Heerscharen, der Wilden Jagd oder ähnlicher 
Einheiten? 

[_] ja DO) nein 

Falls ja, nähere Angaben 


Wurde gegen Sie in Ihrer Funktion als Ausgeburt der Hölle 

der Vorwurf oder Verdacht erhoben, gegen Grundsätze der 

Menschlichkeit oder Rechtsstaatlichkeit gehandelt zu haben? 
Eija [] nein 

Falls ja, kurze Erläuterung: 


Falls Sie mehrere dieser Fragen mit "ja" beantwortet haben, 
melden sie sich bei der Treuhand-Anstalt zur Liquidierung 
wegen Dämlichkeit 

Falls Sie alle diese Fragen mit "nein" beantwortet haben, 
melden Sie sich bei der Treuhand-Anstalt zur Liquidierung 
wegen verdächtiger oppositioneller Neigungen. 


lichkeit dringt, aber der “Spiegel” wußte immerhin von einem gerade noch 
gestoppten Brief der Berliner MitarbeiterInnen an Innenminister Schäuble und 
einige Tage später berichteten mehrere Tageszeitungen von einem Schreiben 
des Leipziger Bürgerkomitees an Bundespräsident Weizsäcker bezüglich der 
Mißstände in der Gauck-Behörde. Also tut sich da (noch?) irgend etwas. 

Aber zurück zur BO, der bürgerfreundlichen: Gleich vorneweg wird sich 
erstmal entschuldigt, daß den “verständlichen Anliegen einer Vielzahl von 
Bürgern noch nicht entsprochen werden” kann, umfassende “Auskunft über 
etwaige bestehende MfS/AfNS-Unterlagen zu erhalten”. Was folgt, sind dann 
etliche Definitionen von Begriffen ($ $ 2-4). Später ($ $ 5+6) werden ein 
Beirat und Länderbeauftragte erwähnt, die dem Sonderbeauftragten zur Seite 
stehen sollen, ohne daß im einzelnen erklärt wird, wie. Oder doch? Ja, man 
berät, unterrichtet, unterstützt und setzt sich ins Benehmen. Ach so. 

$ 7 dient dazu, eventuell außerhalb des Zugriffs des Sonderbeauftragten 
befindliche Unterlagen als ihm zugehörig zu erklären. Das ist ja erstmal 
grundsätzlich positiv; mit welchen Mitteln Herr Gauck aber an die Unterlagen 
der SED/PDS bzw. an die schon im Besitz des Vfs befindlichen herankommen 
will, wenn es mal kein “gegenseitiges Einvernehmen” gibt, bleibt offen. 

Ab $ 14 geht es dann an die Nutzung. Zitat: “(1) Die Unterlagen sind 
gesperrt.”! Ausnahmen: Zwecke der Wiedergutmachung und Rehabilitierung 
von Betroffenen; Feststellung einer offiziellen oder inoffiziellen Tätigkeit für 
das ehemalige MfS/AfNS, aber nur in genau bestimmten Fällen; zur Verfol- 
gung von Straftaten und zur “Abwehr einer gegenwärtigen oder drohenden 
Verletzung des Persönlichkeitsrechts des Betroffenen”. Aber all das gilt nur, 
“wenn dies unerläßlich und nicht bis zum Erlaß einer endgültigen gesetzlichen 
Regelung aufschiebbar ist”. Was unerläßlich und unaufschiebbar bedeutet, 
wird dann in den $ $ 16, 20 und 21 erklärt. 

‚ Weiter bleibt zu bemerken, daß es nicht ausdrücklich verboten wird, 
Geheimdienste oder geheimdienstähnliche Behörden von der Nutzung auszu- 
schließen (passend dazu ist, daß die Anlage zum Einigungsvertrag Anfragen 
des Vfs nur bis zum Erlaß der BO verbietet) und daß eine politische und histo- 
rische Aufarbeitung wieder mal nicht stattfindet. 

Unverständlich ist auch das Selbstverständnis der Behörde als “Dienstlei- 
stungsbetrieb”, der nur auf Auftrag bzw. Anfrage reagiert. Da wird ein Berg 
von Akten geschützt und die darin enthaltenen Hinweise auf Unrecht und Ver- 
brechen können nur verarbeitet werden, wenn es jemand schafft, die Klärung 
eines konkreten Anliegens als unerläßlich und unaufschiebbar zu erklären. 

Und die Öffentlichkeitsarbeit Gaucks ist ebenfalls dürftig: In einer so bri- 
santen und wichtigen Angelegenheit wie der möglichen Identität von Lothar 
de Maiziere und Czerny läßt er den Innenminister sagen, was ermittelt wurde. 
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Vermutlich, weil der die anfragende “zuständige” Stelle darstellt. Bloß, wie 
würde sich Herr Gauck verhalten, wenn die Reaktion auf seine Auskunft sei- 
nem Ermittlungsergebnis zuwiderläuft? Würde er dann sprechen? Wahrschein- 
lich nicht, denn es halten sich ja immer noch Gerüchte, daß in seiner Behörde 
auch ehemalige und inoffizielle Mitarbeiter der Stasi arbeiten, ohne daß er 
dazu Stellung nimmt. 

So bleibt die Frage, wie die Öffentlichkeit die Arbeit einer solchen Behör- 
de kritisch begleiten kann. Mir wäre wohler, ich wüßte das. 

“alp” 

P.S.: Detaillierte Infos zur Benutzerordnung gibt es über die Initiative 
“BürgerInnen gegen Geheimdienste”, Umweltbibliothek, 0-1058 Berlin, 
Schliemannstr. 22 


Wem gehört die Straße? 


Öffentliches Plakatierungsrecht wird jetzt zunehmend an Privatfirmen 
verscherbelt 


Wer nach der sogenannten “Wende” geglaubt hat, die etungene Freiheit 
bestehe unter anderem jetzt darin, daß alle an Häuser- und Plakatwänden das 
ankündigen können, was sie wollen, und der Nachteil nur darin liege, daß auch 
Seifenfirmen und Nazis das auch dürfen - wer dies glaubte, der irrte, Wie fast 
alles im Leben ist im Kapitalismus auch die öffentliche Plakatierung eine 
Geldfrage. Wie anderswo haben nur die Namen gewechselt. Vor der Wende 
besaß die DEWAG, unterstützt von der Stasi, das Plakatierungsmonopol, nach 
der Reichseinigung ist es eine Firma, die das Monopol mit schwerem Geld 
kauft und nur denjenigen den Zugang zur Öffentlichkeit gibt, die dafür gut 
zahlen können, beispielsweise Seifenfirmen und Nazis. 

Die Leipziger Beratungs- und Kontaktstelle für Wehrdienstverweigerer 

erhielt im Dezember ein Schreiben von der DSR Außenwerbung GmbH, 
Geschäftsstelle Halle und ihrem Geschäftsführer Neubert betreffend “Wildpla- 
katierung für: “Deutschland ohne Wehrpflicht(zwei verschiedene Motive)” 

“Sehr geehrte Damen und Herren, Sie haben im Stadtgebiet von Halle an 
zahlreichen städtischen und privaten Stellen wild plakatiert. Damit verstoßen 
sie gegen das Gesetz über die Aufrechterhaltung von Sicherheit und Ordnung. 
Ferner greifen Sie in unsere Werberechte ein. Auf Grund eines Vertrages mit 
der Stadt Halle sind wir allein berechtigt, auf städtischen Straßen und Plätzen 
sowie auf sonstigen kommunalen Grundstücken Werbung zu betreiben.Wir 
halten entsprechende Einrichtungen vor (Litfaßsäulen, Plakattafeln 0.2.) und 
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sind gern bereit, an diesen Werbeträgern gegen Bezahlung des marktüblichen 
Entgeltes für Sie zu plakatieren. Wir nehmen es nicht hin, daß Sie Plakate 
anbringen oder Werbeaufsteller verbreiten und werden künftig gegen Sie vor- 
gehen, wenn Sie unseren heutigen Hinweis unbeachtet lassen. Sollten wir fest- 
stellen, daß Sie weiterhin mit Plakaten werben, werden wir nicht nur unge- 
rechtfertigte Bereicherung geltend machen, sondern auch ein Bußgeldverfah- 
ren gegen Sie einleiten und Ihre Werbung auf Ihre Kosten beseitigen. Wir hof- 
fen, daß es nicht soweit kommt und Sie alle weiteren Eigenmächtigkeiten 
unterlassen und sich an uns wenden, wenn Sie wieder einmal werben wollen. 
Ihre noch im Aushang befindlichen Plakate bitten wir, innerhalb einer Woche 
rest- und rückstandslos zu beseitigen. Sie haften auch für alle Schäden, die 
sich durch das Anbringen, Vorhandensein und Entfernen Ihrer Plakate oder 
Werbeschilder ergeben.” 

Der Landesgeschäftsführer der Initiative Frieden und Menschenrechte 
Sachsen, Oliver Kloß, antwortete daraufhin dem Herrn Neubert ohne weitere 
inhaltliche Polemik am 19. Dezember 1990: 

“Bezüglich Ihres Schreibens vom 13.12.1990 möchte ich Ihnen mitteilen, 
daß ich im Namen der Initiative Frieden und Menschenrechte den Vorwurf, 
wir hätten in Halle wild plakatiert, entschieden zurückweise. Das von uns her- 
ausgegebene Plakat “Deutschland ohne Wehrpflicht” (mir ist nur ein Motiv 
bekannt von den beiden von Ihnen angegebenen) wird an Besucher unseres 
“Büros für Demilitarisierung” vergeben. Sollte jemand dieses Plakat an städti- 
schen oder privaten Stellen in Halle angebracht haben, so entzieht sich dieser 
Vorgang unserer Zuständigkeit. Wir sehen keine Veranlassung, die angebrach- 
ten Plakate in Halle zu suchen und zu entfernen. Die Plakate sind zum Aus- 
hang in Gebäuden gedacht. Ich danke für das Angebot Ihres Monopols für 
Außenwerbung in der Stadt Halle, gegen Barzahlung des marktüblichen Ent- 
geltes für uns zu plakatieren, doch besteht unsererseits dafür kein Bedarf.” 

Kein Zweifel - geschickt argumentiert. Die “Straftat” wird damit an die 
Plakatkleber delegiert, und die müssen eben aufpassen, daß sie sich nicht erwi- 
schen lassen. Wäre es aber nicht für eine “Initiative Frieden und Menschen- 
rechte” doch an der Zeit, hier den Verlust eines weiteren Bürgerrechts zu 
reklamieren und entsprechend, zum Beispiel beim Bundesverfassungsgericht, 
einzuklagen? Die Freiheit der öffentlichen Plakatierung darf nicht zu einer 
“Freiheit” verkommen, die sich nur diejenigen leisten können, die dafür genü- 
gend Geld haben! 

r.l. 
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AfA-Haus in Halle im Widerstand gegen 
Behörden und Nazis 


Auch in Halle gibt es besetzte Häuser, beispielsweise das Eckgebäude in 
der Reilstraße 122, das seit fünf Jahren ungenutzt leer stand. Hallenser besetz- 
ten das Haus am 2.März vorigen Jahres und begannen mit dem Ausbau. 
Bereits am 18.März wurde ein Antifa-Cafe eröffnet. Dort finden neben dem 
Cafebetrieb Konzerte statt. Geplant ist ein “alternatives Kulturzentrum”. Die 
erste und zweite Etage des Hauses werden als Wohnraum genutzt. Rechtlich 
wird das Haus durch den Verein “Autonomes Haus e.V.” vertreten. 

Natürlich gab es auch eine Reihe von Problemen. In Zusammenhang mit 
internen Auseinandersetzungen fluktuierte die Zahl der BesetzerInnen stark 
und kam es über den Sommer 1990 zu einem Niedergang der Aktivitäten. 
Diese Krise wurde aber im September überwunden und der Ausbau des Hau- 
ses begann mit neuen Kräften. 

Den Behörden war das AfA-Haus scheinbar ein Dorn im Auge. Im Oktober 
schaltete der örtliche Energieversorgungsbetrieb den Strom ab. Infolge der 
Solidarität der Nachbarn konnten Notstromleitungen verlegt und wenigstens 
der Cafebetrieb weitergeführt werden. Mit Hilfe von Kontakten zum Jugen- 
damt versuchten die BesetzerInnen Verbindungen zu den Behörden aufzubau- 
en. Sie erarbeiteten ein Konzept und beantragten Geld - bis jetzt ohne Ergeb- 
nis. 

Ab Oktober begann dann die Phase von Angriffen faschistischer Gruppen. 
Die BewohnerInnen des Hauses in der Reilstraße waren gezwungen, Nachtwa- 
chen aufzustellen, was sich natürlich auf ihre Arbeitsleistungen beim Hausbau 


negativ auswirkte. Trotzdem kam es zu einem Brandanschlag. Die BesetzerIn- 


nen schreiben: 

“Durch den Brand und die Löscharbeiten der Feuerwehr mußten wir das 
Cafe schließen. Trotz Anzeigen und mehrfachen Gesprächen mit Polizeibeam- 
ten konnte uns keine Hilfe zugesagt werden. Nun konzentriert sich unsere 


Arbeit hauptsächlich auf den Ausbau von Verteidigungsanlagen. Da in Halle 


mehrere Cafes und andere Einrichtungen überfallen und demoliert wurden, lei- 
der nicht nur von der rechten Fraktion, führte das zu ersten Kontakten mit 
anderen Cafebetreibern. Solche Kontakte könnten zu politischen Parteien, 
Polizei sowie den Medien ausgebaut werden, sodaß wir unseren Standpunkt 


einer gewaltfreien Lösung einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich machen 
könnten.” 
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Die Bundespost - die ren Gefahr im eigenen 
an 


Gar grossspurig klangen die Versprechen der Herren aus den Vorstandseta- 
gen der Bundespost, insbesondere ihres Zweigunternehmens Telecom (Kürzel 
für den neudeutschen Begriff Telekommunikation), was die Entwicklung des 
Telefonnetzes in den sogenannten FNBL (oder wie immer das jetzt heisst) in 
der näheren und ferneren Zukunft betrifft. Innerhalb weniger Jahre soll hier 
“eines der modernsten Kommunikationsnetze in der Welt” entstehen. Hinter 
diesem Schlagwort steht das System ISDN, das von der Bundespost mit ziem- 
lich hohem Aufwand unter kräftiger Beteiligung solcher Firmen wie Siemens 
und SEL (Standard Electric Lorenz) entwickelt wurde. ISDN - dieses Kürzel 
bedeutet ausgeschrieben und in mehr oder minder verständliches Deutsch 
übersetzt: Diensteintegrierendes Digitales Netzwerk und meint ein Telefonsy- 
stem mit computerisierter Vermittlung und der Möglichkeit, eine Vielzahl von 
unterschiedlichen Geräten daran zu betreiben (Fax, Bildübertragung, Datenü- 
bermittlung usw. usf.). 

Durch die Vernetzung der Vermittlungspunkte mittels Glasfaserleitungen 
soll eine gegenüber den konventionellen Leitungen wesentlich höhere Qualität 
und Geschwindigkeit der Datenübertragung erreicht werden. 

Klingt ja alles ganz gut und schön, hat aber wie jede Technologie, die als 
Monopol betrieben wird, einige gewaltige Haken. So haben z.B. die Compu- 
ter-Vermittlungsanlagen einige echt unangenehme Eigenschaften. 

Alle Verbindungsdaten (also wer wen wann für wie lange angerufen hat) 
werden für mindestens 3 Monate gespeichert, dies, so meint die Post, sei nötig, 
um eine ordnungsgemässe Gebührenabrechnung zu gewährleisten. Im Rahmen 
eines normalen Ersuchens um Amtshilfe können der Verfassungsschutz und 
unter bestimmten Bedingungen auch die Polizei auf die gespeicherten Verbin- 
dungsdaten zugreifen und daraus Kontaktprofile und ähnliches erstellen. 

Auch die Schaltung einer Abhörleitung zu diversen Interessenten wird 
äusserst einfach. Dazu genügt eine Änderung im Programm des Computers, 
die wahrscheinlich sowieso schon vorgesehen ist. 

Ganz nebenbei haben bisherige Grossversuche gezeigt, daß im Gegensatz 
zum normalen Telefonsystem ISDN-Vermittlungsstellen störanfälliger sind. 
(Es gibt halt keine absolut absturzsicheren Computer...) 

Die Einführung von ISDN in der ehemaligen DDR ist mit traumhaften 
Gewinnen für die Lieferunternehmen wie z.B. Siemens verbunden, da in bis- 
her nicht gekannten Mengen geliefert werden muss. | 


Interessanterweise ist die ISDN-Einführung bei weitem nicht der schnellste 
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und billigste Weg, ein leistungsfähiges Telefonsystem aufzubauen. In den 50er 
und 60er Jahren gab es im Westen eine ähnliche Nachfrage nach Telefonen 
wie im Moment in den FNBL. Damals wurde u.a. von der Oberpostdirektion 
Hamburg ein System von dezentralen mobilen Vermittlungsanlagen ent- 
wickelt, die wesentlich schneller und billiger zu installieren sind als feste zen- 
trale Anlagen, für die erst Gebäude errichtet werden müssen. Der grösste Teil 
der Anlagen existiert noch, teilweise in Lagern der Post, aber auch bei der 
Bundeswehr. Mit dieser Technik wäre eine schnelle, billige und erprobte 
Lösung zu Klärung des Telefonproblems gegeben. Die Argumentation der 
Post, dass sie keine nichtkompatiblen Systeme aufbauen will, ist ziemlich 
blödsinnig, da das ISDN-System auch über die alten, schon verlegten Leitun- 
gen funktioniert, also auch mit den dann stehenden Vermittlungsanlagen. 

Aber da will ja noch wer absahnen.(Ist doch merkwürdig, dass die Frau 
von Postminister Schwarz-Schilling grosse Anteile an einer führenden Firma, 
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die Telefonkabel herstellt, hält...) 

Was wohl schon jede/r bemerkt hat, ist die Ersetzung etwa jedes zweiten 
Münzfernsprechers durch Kartentelefone. Damit versucht die Bundespost zwei 
bis drei Fliegen mit einer Klappe zu schlagen. 

Kartentelefone haben den unbestreitbaren Vorteil , dass sie relativ war- 
tungsarm sind und deshalb auch meist funktionieren. Dies benutzt die Post 
aber dazu, in Ostberlin und anderen Grossstädten eine Art zwangsweise Hin- 
führung des Kunden zur Telefonkarte zu betreiben, da normale Münzer selten 
oder gar nicht funktionieren. Wer unbedingt telefonieren muss,ist auf die Karte 
angewiesen. Die ist ein eindeutiger Missbrauch der Monopolstellung der Post. 
Abgesehen davon sind durch den geringeren Wartungsaufwand die Unterhalts- 
kosten von Kartentelefonen geringer, der Gewinn ist somit höher. 

Bei den Kartentelefonen gibt es noch einige Haken. So versucht die Post 
gerade eine neue Art von Telefonkarte einzuführen, die sogenannte Telecard. 
Die bisher üblichen Karten enthalten einen Chip, auf dem eine bestimmte 
Anzahl von Gebühreneinheiten festgelegt ist. Für jede verbrauchte Einheit 
wird eine Zelle des Chips ausgebrannt, solange bis keine mehr da sind. Dann 
ist die Karte verbraucht und Plastik-Sondermüll oder Sammlerobjekt. Auf der 
Telecard ist nun ein Mikrocomputer installiert, der einiges mehr ermöglicht. 
Die Telecard ist personengebunden, die Kosten werden auf die Telefonrech- 
nung des Betreffenden gesetzt (vom ISDN-Vermittlungscomputer) bzw. von 
seinem Konto abgebucht. Dadurch wird dann auch die Insel der Anonymität, 
die ein Münzer heute noch bietet, zerstört, der Telefonverkehr ist total über- 
wachbar. 

So es der Post einfällt, kann sie also nach und nach mit mehr oder minder 
sanftem Druck die Kunden auf ihre Linie zwingen, zur volldigitalen rundumü- 
berwachten Telefonwelt. | 

Ein weiterer interessanter Punkt in der momentanen Politik der Post sind 
die Gebühren. Tendenziell werden Ferngespräche und Mobiltelefonieren 
immer billiger und Ortsgespräche immer teurer. Dieses ist auch in der aktuel- 
len Diskussion um eine Gebührenerhöhung festzustellen. Was steckt dahinter? 
Wie in allen anderen Bereichen der Tarife, Steuern und Abgaben auch, werden 
hier grosse Firmen und die oberen Hunderttausend begünstigt. Wer führt denn 
schon jeden Tag Ferngespräche kreuz und quer durch das Land? Wer kann sich 
denn ein Mobiltelefon leisten, dass schon als absolutes Billigangebot 7000 
DM kostet? 

Aber abkassiert wird nicht, wo das grosse Geld liegt, man will ja “Kon- 
junktur und Wettbewerbsfähigkeit” nicht beeinträchtigen. Stattdessen soll wie- 
der beim normalen Kunden geschröpft werden. 

Interessant im Gesamtzusammenhang ist nachfolgender Auszug aus dem 
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Weltfernmeldevertrag, eine Empfehlung (kein bindender Beschluss!!!) 
der Konferenz der Regierungsbevollmächtigten der Internat. Fernmel- 
deunion, der die BRD angehört. Aber wie gesagt, nicht bindend ... 
IST: 


Empfehlung Nr. 1 
Ungehinderte Verbreitung von Informationen 


Die Konferenz der Regierungsbevollmächtigten der Intemationalen Fernmeldeunion (Nairobi 
1982) 


Unter Berücksichtigung 

a) der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, die von der Generalversammlung der Ver- 
einten Nationen am 10. Dezember 1948 angenommen worden ist: 

b) der Präambel und der Artikel 4, 18, 19 und 20 des intemationalen Fernmeldevertrags von 
Nairobi (1982); 

c) der Bestimmung in der Verfassung der UNESCO bezüglich des freien Austausches von 
Gedanken durch Wort und Bild, der Erklärung der XX. Generalkonferenz der UNESCO über die 
Grundprinzipien für den Beitrag der Massenmedien zur Stärkung des Friedens und der internatio- 
nalen Verständigung, zur Förderung der Menschenrechte und zur Bekämpfung von Rassismus, 


Apartheid und Kriegshetze, sowie der einschlägigen Resolutionen der XXI. Generalkonferenz der 
UNESCO 


in dem Bewußtsein 

des edlen Prinzips der ungehinderten Verbreitung von Informationen 

femer in dem Bewußtsein 

der Bedeutung der Tatsache, daß dieses edle Prinzip die Verbreitung von Informationen und 
* folglich die Stärkung des Friedens, der Zusammenarbeit und des gegenseitigen Verständnisses der 
Völker sowie die geistige Bereicherung der menschlichen Persönlichkeit und die Verbreitung der 


Kultur und der Erziehung unter allen Menschen ohne Unterschied der Rasse, des Geschlechts, der 
Sprache oder der Religion fördert: 


empfiehlt, 


daß die Mitglieder der Union die ungehinderte Verbreitung von Information durch die Fem- 
meldedienste fördern. 


“Heute gehört uns Deutschland und 
. die ganze Welt !” oe 


Kurzer Abriß über die Parteienlandschaft der Faschisten der BRD 
Dies ist nun der dritte Teil, zum Thema faschistische Organisierung. Haben 


wir uns in den ersten beiden Artikeln (telegraph Nr.14, 16), mit Verflechtung 
und Vernetzung der “doitschen” Faschisten sowie ihren internationalen Kon- 
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takten befaßt, so soll es diesmal um die Parteien selbst gehen. Wann sie ent- 
standen, welche Ziele sie verfolgen und wer ihre Führer sind. Es sollen als 
faschistische Parteien die Nationale, als auch die Deutsche Alternative zwar 
genannt sein, jedoch ersparen wir uns nähere Erläuterungen, da dies bereits ın 
telegraph Nr.14 u. 16 ausführlich erfolgte. 


Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 


Gegen Ende der 60-er Jahre galt die NPD als bedeutenste rechtsradikale 
Partei der BRD. 

Sie fungierte als Sammelbecken im rechten Lager und wurde am 28. 11. 
1964 mit dem Ziel gegründet, den Einzug in den Bundestag zu schaffen. 

Innerhalb kürzester Zeit gelang es der NPD beachtliche politische Erfolge 
zu erlangen. So zog sie 1966/67 in sieben Landtage ein und erreichte bei der 
Bundestagswahl 1969 4,3% der Zweitstimmen, scheiterte also nur knapp an 
der 5% Hürde. Nach diesem beinahe Erfolg begann eine Durststrecke und die 
Partei zersplitterte. Die wurde hervorgerufen unter anderem durch einen 
Rechtsruck der CSU und durch die Gründung der “Aktion Neue Rechte”. 

Anfang der 70-er Jahre reorganisierte sich die NPD. 1971 wurde der noch 
heute amtierende Parteivorsitzende Martin Mußgnug gewählt. Die NPD hat 
ungefähr 7 000 Mitglieder und befindet sich seit der Europawahl 1984, bei der 
sie 0,7% der Stimmen und eine Wahlkampfkostenrückerstattung in Höhe von 
1,8 Mill. DM erhielt, im steten Aufwind. Die Parteieigene Zeitung “Die Deut- 
sche Stimme” hat eine monatliche Auflage von 160.000 Exemplaren. 

Eine sehr wichtige Rolle spielt die Jugendarbeit. Mit ihrer Jugendorganisa- 
tion Junge Nationaldemokraten (JN) erreicht die NPD überdurchschnittlich 
viele Jugendliche. Die JN dienen hauptsächlich als als eine Art “Durchlaufer- 
hitzer”, von dem aus der Einstieg in militantere Organisationen erfolgt. 

Nach der sogenannten “Wende” der DDR, gründete sich im Süden der 
DDR eine Partei mit dem Namen “Mitteldeutsche Nationaldemokraten 
(MDN)”. 

Diese Organisation war von Anfang an ein Ziehkind der NPD und somit 
das erste Standbein im Osten. Mittlerweile sind die “Mitteldeutschen” in die 
NPD Übergegangen und haben sich zu NPD-Ortsverbänden umgewandelt. 
Auch zur Ex-DDR-Partei “NDPD” gab es nach dem Oktober 1989 Versuche 
der Kontaktaufname zum Zwecke der Zusammenarbeit. Dies allerdings blieb 
ohne Erfolg für die NPD. Seit 1986 arbeitet die NPD eng mit der DVU zuam- 
men, was ihnen einige Wahlerfolge brachte. Weiterhin ist die NPD innerhalb 
der Neuen Rechten aktiv und unterhält enge Kontakte zur Alten Rechten und 
zur CDU/CSU (siehe Nr. 16) 


37 


38 


Kurzschulung: Was ist doitsch? 


DOITSCHES FAHRZEUG UNDOITSCHES FAHRZEUG 


” >) 
DOITSCHES TIER 


UNDOITSCHES TIER 


Aktionsfront Nationaler Sozialisten/Nationaler Aktivisten (ANS/NA) 


Unter dem Motto: “Wir reden nicht vom Kampf, wir kämpfen”, gründete 
der Ex-Bundeswehrleutnant Michael Kühnen mit zwei Gefolgsleuten, im Mai 
1977 den “SA-Sturm Hamburg”. Aus dieser Zeit stammt auch Kühnens Beina- 
men “der Chef”. So wurde auch der Führer der faschistischen SA, Ernst Röhm 
genannt. 

Ende 1977 hob Kühnen dann die “Aktionsfront Nationaler Sozialisten” 
(ANS) ins Leben. Diese vereinigte sich 1983 mit den “Nationalen Aktivisten” 
zur ANS/NA. Von diesem Tage an bildeten Michael Kühnen, Christian Worch 
und Thomas Brehl ein bis heute unzertrennliches Trio, das entscheidenden 
Einfluß, wenn nicht sogar den Einfluß überhaupt auf die gesamte rechtsradika- 
le Landschaft der BRD hat. 

Die Hauptziele der ANS/NA bestanden in “Ausländerrückführung”, Auf- 
hebung des NS-Verbots und natürlich die Errichtung eines neuen faschisti- 
schen Deutschlands. Dies wurde im sogenannten “Frankfurter Appell” mar- 
kiert, den die ANS/NA zusammen mit der Vereinigung verabschiedete. _ 

Ebenso wurde ein “Mädelbund” analog zum NS-"Bund deutsches Mädel” 
gegründet, dem vor allem Freundinnen von “Kameraden” angehörten. In die- 
sem wurde die, nach NS-Ideologie, Heim-, Hof- und Herdrolle, der “doitschen 
Frau” propagiert und trainiert. 

Ende 1983 setzte dann der Bundesinnenminister dem Spuk der ANS/NA, 
als Organisation ein Ende. Er erklärte die “unerschütterliche Gemeinschaft” 
(Zitat Kühnen) als verfassungsfeindlich und verbot sie. Jedoch war dies nicht 
das Ende der Mannen um den “Chef”. Im Nachfolgejahr entstanden unzählige 
ANS-Tarnorganisationen. Die da wären: Lesekreise der KÜhnenzeitschrift 
“Die Neue Front”, dann regionale “Kampf”-Gruppen wie die Frankfurter 
Front, Karlsruher Front, Taunusfront, Stoßtrupp Renchen, Stoßtrupp Nagold. 
Parallel dazu gab Kühnen seinen Leuten den Befehl, der “Hilfsorganisation für 
nationale und politische Gefangene” (HNG) beizutreten. Ebenfalls sickerten 
ehemalige ANS/NA-ler bei der Wiking Jugend und der Nationalistische Front 
(NF) ein. Auch in der österreichischen Volkstreuen Außerparlamentarischen 
Opposition (VAPO) sitzen mittlerweile Kühnenleute. In Hamburg gründete 
Christan Worch die für diese Region bestimmende Nationale Liste (NL). 
Außer ihm besteht der Stamm der NL aus ehemaligen ANS-lern. Der Hauptteil 
der ANS/NA unterwanderte unter Führung von Kühnen und Brehl die bis dato 
unbedeutene Freiheitliche Arbeiterpartei (FAP). 

Somit hat Kühnen in der gesamten Breite der rechtsradikalen “Bewegung” 
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Polizei schützt NPD-Parteitag in Erfurt 


der BRD bestimmenden Einfluß und gilt als ungekrönter Führer, als “der 
Chef”. So war die ANS/NA und ihre Politik, Grundlage für das Vorgehen der 
extremistischen Rechten der BRD in den achziger Jahren und bis heute. 


Freiheitliche Arbeiterpartei (FAP) 


Die FAP, von Jürgen Mosler und Friedhelm Busse gegründet, hatte 
ursprünglich nationalrevolutionäre Ansätze, nach dem Vorbild des 1934 
ermordeten SA-Führers Röhm. Die zahlenmäßig eher kleine, relativ bedeu- 
tungslose Gruppe, wurde 1983, nach dem Verbot der ANS/NA von ca. 500 
ehemaligen ANS-lern unterwandert. 

Die Praxis der FAP ist Terror gegen AusländerInnen und Andersdenkende, 
Wehrsportübungen und das Verbreiten nationalsozialistischer Propaganda. 
Diese Terrororganisation ist in der BRD erlaubt, in Berlin jedoch von den Alli- 
ierten verboten. Dies wird sich sicher durch den neuen Berlin- Status bald 
ändern. 

Unter Kühnens Einfluß, änderte sich die politische Ausrichtung, in dessen 
Folge eine Orientierung in Richtung Hitler und dem 25 Punkte Programm der 
NSDAP erfolgte. Noch heute besteht innerhalb der FAP ein ideologischer Flü- 
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gelkampf zwischen Mosler/Busse und Kühnen/Brehl. Dieser ideologische 
Konflikt wurde zusätzlich dadurch genährt, daß sich Kühnen aus dem Gefäng- 
nis heraus (er saß zwischen März 83 und Januar 88) zur Homosexualität 
bekannte und sie in einer 60-seitigen Broschüre, zum Beispiel, als einen Qua- 
litätsbeweis für “männerbündlerische Eliten” und als “natürliche Erbanlage” - 
“für die kulturelle Gemeinschaft des Heeres” pries. Dies wurde 1986 in der 
“Bewegung” bekannt und sorgte für Aufregung, sowie für Argumentations- 
stoff seitens des Mosler/Busse- Flügels. 

Auf dem Landesparteitag (19.7.86) wurde nach einem Antrag von Mosler 
Homosexualitat als “Krankheit” und “Verrat am Volke” verdammt und die 
Kühnen- Gefolgsleute ihrer Ämter enthoben und durch Mosleranhänger 
ersetzt. Daraufhin erklärten Kühnen (aus dem Knast) und Brehl den Austritt, 
riefen aber die Anhängerschaft zum Verbleiben in der FAP auf. Durch den 
größer als anfänglich erwarteten Zuspruch durch die Anhängerschaft Kühnens 
in der FAP und in anderen Organisationen und durch die Kampangne von 
Brehl und Worch “Unsere Ehre heißt Treue zu Michael Kühnen” konnte dieser 
seine Position halten und gilt bis heute als uneingeschränkter “Chef” der brau- 
nen Bewegung In der BRD. 


Nationalistische Front (NF) 


Die NF wurde im September 1983 in München als Nationale Front/Bund 
Sozialrevolutionärer Nationalisten (NF/BSN) gegründet. 1984 benannte sie 
sich dann in Nationalistische Front (NF) um. Bis 1985 dehnte sie ihre Akti- 
vitäten BRD-weit aus und gründete sich am 16.11.85 in Bielefeld als bundes- 
weite Partei. Vorsitzender wurde ein Freiburger (genannt Nazi-Paul). General- 
sekretär wurde Meinolf Schönborn aus Bielefeld. 

Die NF-ler sehen sich selbst als “nationalrevolutionär”. Ihr Vorbild ist ein 
“Großdeutschland”, Österreich, Ostpreußen und das Sudetenland mit einge- 
rechnet. 

Die NF gibt die Zeitung “Klartext” heraus. Hauptzielgruppe sind Skins, 
Fußballhooligans und andere Jugendliche, denen Naziparteien wie NPD oder 
Reps zu lasch sind. Zitat NF-Papier: “Wir wollen keine Kaffee- oder Bierhaus- 
nationalisten, sondern aktive, im revolutionären Geist kämpfenden Nationali- 
sten sein...” 

Bereits Mitte der Achtziger war die NF-Berlin aktiv damit beschäftigt, 
Kontakte zur Ost-Berliner Skin- und Fußballszene herzustellen. 
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Deutsche Jugend Initiative Berlin (DJI) 


Dies ist eine lokale, nur in Berlin ansässige Organisation. Sie ist aus der 
rechtsradikalen “Bürgerinitiative für Demokratie und Identität” hervorgegan- 
gen, die ihnen zu lasch war. 

Die DJI ist eine Gruppe von Neonazis, die auf Flugblättern Hetze gegen 
AusländerlInnen betreibt, Zitat: “...die Deutschen werden erbarmungslos besei- 
tigt...” und “... die Ausländer sind verantwortlich für die Verschmutzung unse- 
rer Flüsse und Seen...”. Abtreibung wird als “Mord an Deutschen Frauen” 
bezeichnet. Sie versuchen bei deutschen Jugendlichen Angst vor “Überfrem- 
dung” durch Nichtdeutsche zu schüren. 

Die DJI spricht geziehlt Jugendliche an und versucht sie zu organisieren. 
Sie versuchen aktuelle Themen aufzugreifen und ihre Propaganda ist nicht 
gleich als faschistisch zu erkennen. Sie treten beim Flugblattverteilen seriös 
und zivil auf. In der DJI arbeiten Teilweise Leute der FAP/NF mit. 


Deutsche Volks Union- Liste D (DVU) 


Die DVU ist neben der NPD die überlebende Partei aus dem alten braunen 
Sumpf. 

Ihr Führer, der Herausgeber der Deutschen Nationalen Zeitung (DNZ; Auf- 
lage 130.000 Exemplare), des Deutschen Anzeigers (DA), der Deutschen 
Wochenzeitung, des DSZ-Verlags und des Deutschen Buchdienst. Gerhard 
Frey strukturierte die DVU im März 87 zur DVU-Liste D um und beteiligte 
sich September 87 an der Wahl zum Bremer Landtag. Aus dem Stand gelang 
ihnen mit 5,3% der Einzug mit zwei Mandaten. Unter dem Slogan “Erst 
Deutschland, dann Europa”, trat die DVU 1989 zur Europawahl an. 28 Millio- 
nen Postwurfsendungen wurden verschickt und die Wahlkampfkosten beliefen 
sich auf 18 Millionen DM. 


Frey ist eine der Finanzquellen, aus der der aSSSBen reichlich über die 
braunen Gruppierungen sprudelt. 

Die DVU gibt sich, im Gegensatz zu den zuvor genannten Organisationen 
seriös und fungieren eher als demokratische Legitimation und Sammelbecken 


rechts der CDU/CSU. Außerdem gelten sie als Kaderschmiede für andere 
faschistische Parteien. 
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Die Republikaner (Reps) 


Am 27.11.1983 gründeten die ehemaligen Mitglieder der CSU Franz Hand- 
los (ehem. CSU-Abgeordneter und Vorsitzender des Wehrpolitischen Arbeits- 
kreises (WPA) der CSU), Ekkehard Voigt (ebenfalls ehem. CSU/WPA) und 
Franz Schönhuber (ehem. Hauptabteilungsleiter des Bayrischen 
Rundfunks(BR), vor 1945 Mitglied der Waffen-SS/Leibstandarte Adolf Hitler) 
die Partei “Die Republikaner”. Dies war die Folge der, so die Reps, zu “pro- 
gressiven” Politik der CSU. 

Aus der Sicht der Republikaner völlig klar, stehen sie doch für die Durch- 
setzung einer autoritär-kapitalistischen Gesellschafts- und Herrschaftsordnung 
auf parlamentarischem Wege. Ihre parteipolitischen Grundsätze sind Antikom- 
munismus, Revanchismus, Ausländerfeindlichkeit. Sie treten nicht offen radi- 
kal auf, beherbergen jedoch auch offen Rechtsradikale in ihrer Partei. 

Viele andere CSU-Ier traten zu den Reps über. Aber auch Mitglieder von 
CDU, NPD, DVU und SPD reihen sich bei den Reps ein. 

Innerhalb von fünf-Jahren formieren sich die Reps zu einer bundesweiten 
Partei. So stehen 1988 zehn Landesverbände, von denen sich vier, bereits im 
gleichen Jahr, den Wahlen stellen (Bayern: 3%, Baden Würtemberg 0,96%, 
Bremen: 1.2%, Schleswig Holstein: 0,6%). Im Januar 1989 treten sie in Berlin 
an und zogen mit 7,5% ins Berliner Abgeordnetenhaus ein. In Hessen gelang 
den Reps am 12.3.89, mit 5%, der Sprung in die Kreistage. Der Vormarsch der 
Reps schien unaufhaltbar. Am 18.Juni 1989 zogen die Reps mit 7,1% ins 
Europaparlament. 

1990 ging es jedoch bergab. Bei der gesamt”doitschen” Bundestagswahl 
am 2.12.90 lagen die Reps erheblich unter 5%. Auch in verschiedenen Land- 
tagswahlen 1990 scheiterten sie. Die Reps stellen als “Neue Rechte” ein Bin- 
deglied zwischen dem konservativen und offen faschistischen Lager dar (siehe 
telegraph Nr. 16). 


Quellen: 

- Antifaschistisches Infoblatt März 1988, Sept/Okt.1988, Mai/Juni 1989, 
Nationalistische Front- eine Dokumentation der antifaschistischen Koordinati- 
on. Die sogenannten Republikaner- Aktuelle Fakten und Hintergründe einer 
“Führerpartei”, Deutschland ist größer als die Bundesrepublik- Überblick über 
das Ausmaß des Neofaschismus! 

Antifa Info Blatt Ost-Berlin Nr.3 
Barni Geröllheimer 
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Zur Abwicklung der “alten Seilschaften” 


“Die Ossis und die Wessis haben die BRD nur verschieden interpretiert, 
es kommt darauf an, sie zu verändern” 
Spruch im Foyer der Uni 


Großer Katzenjammer herrscht schon seit einigen Wochen an der Hum- 
boldt-Universität, nämlich genau seit dem Tage, an dem durchsickerte, daß die 
Wissenschaftssenatorin an einer Senatsvorlage zur Abwicklung einzelner Teil- 
bereiche der HUB arbeitet. Vorher wurde gar nicht über konkrete “Erneue- 
rungskonzepte” gesprochen, auf einmal redete man wenigstens darüber. Pas- 
siert ist aber kaum etwas, und ich bin mir nicht so sicher, ob ich mich nicht, 
wenn ich mich mit den anderen Studenten gegen die Abwicklung stelle, für die 
sogenannten “alten Seilschaften” einsetze. Denn ohne den Druck von oben, in 
diesem Fall vom Senat, werden es die Studenten wohl nicht schaffen, wirklich 
gute Dozenten zu bekommen. Oder hat jemand davon gehört, daß dem Lieder- 
macher Wolf Biermann angeboten wurde, doch wieder an seine alte Sektion 
zurückzukommen? Wahrscheinlich würde er es ja auch ablehnen, mit den 
alten Lobhudlern zusammenzuarbeiten. Und das sind ja gerade diejenigen, die 
jetzt um ihre (Kampf- und) Arbeitsplätze bangen. Rektor Fink, vor nicht allzu 
langer Zeit selbst noch gegen Staatsfeinde unter dem Dach der Kirche, setzt 
sich jetzt sogar für die alten MLer ein. Aber was sollen die eigentlich noch 
lehren? Doch das ist die eine Seite des Problems. Wahr ist allerdings das Argu- 
ment, daß mit der “Abwicklung” in die Uni-Autonomie eingegriffen wird. Es 
werden Schuldige gesucht und gefunden - es ist ja ganz einfach: Sie sitzen 
nämlich alle abwicklungsbereit und konzentriert an den Sektionen Kriminali- 
stik, WTO (wissenschaftlich-technische Organisation), Rechtswissenschaften, 
Wirtschaftswissenschaften, Erziehungswissenschaften, Geschichte und Philo- 
sophie. Pauschal, also ohne Ansehen der einzelnen Personen, soll ein Kahl- 
schlag uns von unserer Vergangenheit befreien. Die anderen müssen dann ja 
nicht mehr befürchten, daß auch an ihrem Fachbereich (früher “Sektion”) nach 
der Vergangenheit gefragt wird. Und die Leute an den betroffenen Fachberei- 
chen, die vielleicht doch versucht haben - trotz ihrer damals nicht so seltenen 
ideologisch verzerrten Perspektive -, wissenschaftlich und auch gesellschafts- 
verbessernd zu arbeiten - die haben eben Pech. Leider wissen nur wenige aus 
den NFL (Neuen fünf Ländern) und noch weniger aus den übrigen, daß an die- 
sen Sektionen damals teilweise offener geredet wurde als in vielen anderen 
gesellschaftlichen Bereichen der DDR und daß viele Wissenschaftler in der 
SED eine sehr progressive Rolle gespielt haben. Sie versuchten leider vergeb- 
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lich, unser intellektuellenfeindliches Politbüro ein wenig zu verjüngen. Frag- 
lich bleibt natürlich, ob die Qualen sich dann nicht nur verlängert hätten. Doch 
zurück zur Uni: Jetzt gibt es ein Selbsterneuerungskonzept: An allen Fachbe- 
reichen sollen Personalstrukturkommissionen gewählt werden, die sich mit der 
Vergangenheit der Lehrkräfte beschäftigen dürfen. Außerdem machen die Stu- 
denten Umfragen, bei denen die Lehrtätigkeit und die Glaubwürdigkeit der 
Dozenten eingeschätzt werden sollen. Wenn der Senatsbeschluß beim Verwal- 
tungsgericht Berlin als rechtswidrig anerkannt und somit zurückgenommen 
wird, dann gibt es die Chance einer Selbsterneuerung, vorausgesetzt daß die 
Studenten wirklich ihre Interessen durchsetzen und sich nicht wieder hinter die 
Dozenten stellen. Auch ist es wichtig, daß Veranstaltungen zur Geschichte der 
Sektionen öffentlich stattfinden, denn lange genug war die HUB nur für Auser- 
wählte zugänglich und jetzt sollte sich die Universität öffnen. Ich wünsche mir, 
daß viele von den “telegraph”-Lesern solche Veranstaltungen fordern und 
besuchen oder vielleicht auch beginnen hier, zu studieren, denn so oft gibt es 
die Chance eines Neubeginnes nicht und bis zu den nächsten 68ern vergeht 
sonst wahrscheinlich noch viel Zeit. Christina Asse 


Warnstreik an der Humboldt-Universität 


Nur wenige EnthusiastInnen hatten nach dem augenscheinlich nachlassen- 
den Interesse der Studierenden an den Abwicklungsprotesten noch an eine 
Urabstimmungsbeteiligung über 50% gehofft. Die aber war Bedingung dafür, 
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daß ein Warnstreik überhaupt in Betracht gezogen wurde. Überraschenderwei- 
se hat es dann doch geklappt: 59,3% der Studierenden beteiligten sich an der 
Abstimmung, davon stimmten 77,1% für den umstrittenen Warnstreik, 21% 
dagegen. Ob ein Warnstreik, dem vermutlich kein richtiger Streik folgen soll 
(darauf deutet jedenfalls die Urabstimmung vor dem Warnstreik statt vor dem 
eigentlichen Streik hin), sehr sinnvoll ist, wird sich zeigen. Bedenken hatten 
viele auch wegen des geplanten Termins für den Warnstreik: Sollen wir für 
unsere StudentInneninteressen streiken, während anderswo in der Welt ein 
Krieg-mit unabsehbaren Folgen ausbricht? Im Nachhinein stellt sich die Kon- 
stellation als gar nicht so ungünstig heraus, denn zum einen haben wir Studen- 
tInnen mit Demonstrationen und Aktionen unser Teil zum allgemeinen Chaos 
in der Stadt Berlin beigetragen (und Chaos im Inland stärkt Regierungen 
bekanntlich nicht gerade den Rücken für einen Krieg im Ausland) und zum 
anderen haben wir uns mit dem Abstimmungsergebnis selbst zwei Tage freige- 
geben, an denen wir uns an allen Protestaktionen - gegen den Krieg am Golf, 
gegen den Einmarsch in Litauen und gegen die Teilabwicklung der Berliner 
Humboldt-Universität - rund um die Uhr beteiligen können. 
Zurück zum Geschehen an der Uni in den Tagen des Streiks: Am ersten 
Streiktag (16.1) war viel geplant; Diskussionsrunden und Foren zu allen mög- 
lichen Themen, wie z.B. Projekttutorien, Lehrerbildung, Hochschulreform in 
der gesamten BRD als Alternative zur Abwicklung im Osten, studentische 
Mitbestimmung, Instrumentalisierung der Uni in der Vergangenheit. Gut war, 
daß die StudentInnen dabei wirklich inhaltliche Schwerpunkte gesetzt hatten, 
daß ihr Ansatz wirklich dahin ging, was war und was wird. Die Veranstaltun- 
gen waren unterschiedlich gut besucht, aber gerade die, von denen man/frau 
das meiste erwartet hatte, waren nicht unbedingt befriedigend, wenn auch auf- 
schlußreich. Mich hatte die Veranstaltung zur Instrumentalisierung der Uni in 
der Vergangenheit interessiert. Eingeladen waren Rudolf Bahro (der leider 
nicht kam) und drei weitere Professoren/Doktoren. Erstaunt war ich, das Refe- 
rat eines ehemaligen Mitarbeiters der Sektion ML zu hören, der jetzt als Poli- 
tikwissenschaftler an der gleichen Uni arbeitet und sich selbst und seine ehe- 
malige Arbeitsstelle zum wissenschaftlichen Forschungsthema erwählt hat. 
Gut zu hören, wie jemand mit allzu unbeteiligter Stimme betont wissenschaft- 
liche, vertrocknete Thesen über die Sektion ML verliest, dabei seinen interes- 
sierten nickelbebrillten Wissenschaftlerblick durchs “Publikum” (Rollenvertei- 
lung wie schon immer) gleiten läßt, so daß man den Eindruck gewinnen könn- 
te, hier spricht jemand nicht über sich selbst oder das, was er erlebt hat, son- 
dern über die Erdölvorkommen am Ural oder das spezifische Verhalten der 
Schnecken bei der Befruchtung. Die anschließende Diskussion zeigte, wie 
stark die Meinungen an der gesamten Uni, selbst zwischen den StudentInnen, 
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differieren. Da gab es Stimmen, die vermuten ließen, sie hätten die Sektion 
ML, “die doch gar nicht so schlimm war”, am liebsten gerettet, aber auch 
andere. Ein Professor aus dem Westen warnte davor, den angeblichen Pluralis- 
mus der BRD nun zur neuen Doktrin zu erheben und die wissenschaftliche 
Meinungsfreiheit zu überschätzen. Das nur als kurzer Eindruck. 

Um 15 Uhr gabs dann eine Kundgebung mit anschließender Demo. Daß 
die Besucherzahl solcher Kundgebungen proportional zur verquatschten Zeit 
und der Anzahl der Schwätzer am Mikro abnimmt, ist bekannt. Beachtlich 
auch die Tanzgruppe am Ende der Kundgebung - fesche Tänzer und Tänzerin- 
nen im Folklorelook, kränzeschwingend und schenkelklatschend zu traditio- 
neller deutscher Volksmusik. Ich war übrigens nicht die einzige, die nicht 
wußte, was das sollte. 

Der Donnerstag (17.1.) sollte ein Tag mit Veranstaltungen an den Fachbe- 
reichen/Instituten sein. Davon hat dann aber nicht allzuviel stattgefunden - uns 
waren die Proteste gegen den Golfkrieg erst mal wichtiger... . 

Zu hoffen ist, daß die-StudentInnen der Humboldt-Uni wegen des Golfkrie- 
ges ihren Streik verlängern, denn einen Dritten Weltkrieg übersteht auch ein 
mit hoher Bildung vollgestopftes StudentInnenhirn nicht... 
S.K. 


Kleine Meldungen 


Frieden auf Erden - 22 Friedensmenschen im Gefängnis 


Mutlangen/Sensbachtal, Weihnachten 1990 - Nach einer von der Friedens- 
gemeinschaft Carl-Kabat-Haus (Mutlangen) und dem Komitee für Grundrech- 
te und Demokratie (Sensbachtal) errechneten “Jahresbilanz” saßen im Jahr 
1990 22 Frauen und Männer für ihren gewaltfreien Widerstand gegen Atomra- 
keten und gegen Giftgaslagerung für insgesamt 1.068 Tage im Gefängnis. 

Fünf von ihnen sind zur Zeit inhaftiert, und drei werden ihre “Friedensstra- 
fen” über Weihnachten und Neujahr hinaus absitzen. 

Seit dem 3. September 1990 sitzt Wolfgang Sternstein aus Stuttgart in der 
Justizvollzugsanstalt Rottenburg 172 Tage ab für seine zweite Pflugschar- 
Aktion am 12. Dezember 1986 und für mehrere gewaltfreie Blockaden. 

Detlef Beck aus Neuss ist seit dem 22. Oktober 1990 in der JVA Vinckehof 
inhaftiert wegen insgesamt 106 Tagen Ersatzfreiheitsstrafe für verschiedene 
gewaltfreie Blockaden und eine Aufforderung zur Blockade. 

Seit dem 27. Oktober 1990 sitzt Stellan Vinthagen aus Schweden in der 
JVA Neumünster 70 Tage ab, ebenfalls für die Pflugschar-Aktion vom Dezem- 
ber 1986 und für eine gewaltfreie Blockade in Mutlangen. 
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Vom 15. November bis 23. Dezember 1990 sitzt Dorothee Stephan aus 
Reutlingen in der JVA “Gotteszell” zu Schwäbisch Gmünd, und vom 6. bis 25. 
Dezember 1990 sitzt Michael Brink aus Berlin der JVA Berlin-Moabit, beide 
wegen Sitzblockaden gegen die bis vor kurzem in Mutlangen stationierten 
Pershing-II-Raketen. 

In einem Weihnachtsbrief an seine Freundinnen und Freunde schreibt 
Wolfgang Sternstein aus der JVA Rottenburg: “Morgens arbeite ich fünf Stun- 
den in der Gärtnerei (zur Zeit binden wir Adventskränze), und anschließend 
arbeite ich acht bis neun Stunden auf der Zelle (lesend, Briefe und Artikel 
schreibend sowie Gandhi ins Deutsche übersetzend). Natürlich habe ich auch 
Heimweh. Wie sollte es auch anders sein, wenn ein kleines Paradies zu Hause 
wartet. Ich denke oft über den Sinn oder Unsinn der Taten nach, die mich hier- 
her gebracht haben. Das ist ja auch der erklärte Sinn der Haft. Sie soll ja, so 
sagt man, Einsicht und Reue im Straftäter wecken. Leider kann ich in dieser 
Hinsicht keinen Erfolg vermelden. Im Gegenteil, mir erscheint jede Aktion 
des zivilen Ungehorsams gegen Massenvernichtungsmittel so sinnvoll und 
notwendig wie je - trotz der wirklichen Fortschritte bei der Entspannung und 
Abrüstung, über die wir uns von Herzen freuen dürfen, wenn nur die dunklen 
Wolken über der Golf-Region nicht wären...” 


LeserInnenbriefe 


Zu dem Artikel über die HausbesetzerInnenbewegung im letzten Heft von r.l. schrieb uns 
“autonomus anonymus (kreuxberg)”: 

Dein Bezug auf die Medien setzt deren Einfluss absolut und zieht sie als Argumentationshilfe 
willkürlich herbei. Im vorletzten Absatz wird die Idee eingeflochten, HausbesetzerInnen hätten 
deshalb unter dem Terror von Nazi-Banden zu leiden, weil sie im “rechtsfreien” Raum lebten. 
Dies erlaubt die Frage, warum der “Rechtsstaat”, “sowohl Einmischung als auch Schutz” ebenso 
auf dem Bahnhof Lichtenberg, Ausländerwohnheimen u.s.w. unterließ und unterläßt. Im letzten 
Absatz der Fingerzeig in die Zukunft des gemeinsamen Kampfes aller für “Erhaltung und Erweite- 
rung der Bürgerrechte im ganzen Land” ignoriert, daß immer einige eher bereit sind, sich zu weh- 
ren und so schnell ins Fadenkreuz staatlicher Repressionen geraten. Bürgerrechte haben für 
Obdachlose und Beengtlebende sicher Sprechblasencharakter, weshalb anzunehmen ist, daß die 
meisten BesetzerInnen für ein Dach überm Kopf kämpfen. Das Recht auf Wohnraum ist ein sehr 
elemantares, folgl-°-ch haben die BesetzerInnen sich gegen ihre Vertreibung gewehrt. Die Gewalt 
von seiten des Staates eskaliert mit der Zunahme der sozialen Spannung und genau vor einer sol- 
chen Situation stehen wir durch die Einverleibung der DDR. Die Idee, all dies möge ohne Gewalt 
von statten gehen, ist unrealistisch. Klar, in Polen und anderswo lassen sich die Menschen den 
Schädel für mehr Wurst einschlagen, aber wir, die guten deutschen Bürger, kämpfen für “die 


. Erweiterung der Bürgerrechte”. Aus dieser Bürgerhaltung resultiert wahrscheinlich auch der etwas 
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schiefe Blick auf all jene, die der bürgerlichen Norm nicht entsprechen, so Mühsams “Vagabun- 
den”, psychisch Labile, nicht integrierbare türk. Jugendbanden etc. Bürger achten natürlich auf 
ihren Umgang. Aber was nützen Bürgerrechte und gute Erziehung nachts auf der Straße in 
Neukölln oder Lichtenberg. Das Ausschlachten der Ereignisse in der Marchstr. hintergründig psy- 
chologisierend- besser hätte die taz das auch nicht machen können. “Psychisch Labile, Rausch- 
giftsüchtige, Alkoholiker” mit Mietverträgen sind natürlich besser zu isolieren und kontrollieren. 


Jens Fortmann schreibt zum gleichen Thema unter der Überschrift 
“Von Hordenführern und Sozialfällen”: 


Es ist richtig, daß der Umgang mit Problemen innerhalb besetzter Häuser bisher relativ wenig 
thematisiert wurde. Hier besteht ein Nachholebedarf. Wenn eine kleine Gruppe immer ihren Wil- 
len durchsetzen kann, einzelne Wohnungen oder ganze Stockwerke tyrannisieren oder gemeinsa- 
me Treffen nur noch im Streit enden, gibt es ernsthafte Probleme. Der Artikel zu Hausbesetzungen 
spricht dieses an, doch die Art, wie dort versucht wird, sich mit diesem Thema auseinanderzuset- 
zen, erscheint mir gefährlich. 

Wenn von “Sozialfällen” und “sozial Geschädigten” und “Gestrandeten der Gesellschaft” 
geschrieben wird, die “sozialisiert” werden, höre ich die Sprache von Technokraten. 

Wer von “in irreparabler Weise zerstörten Menschen” redet, muß sich darüber klar sein, daß 
solche Worte in Deutschland Tradition haben. Hier werden Urteile gefällt, die unter dem Deck- 
mantel von Objektivität und Wissenschaftlichkeit Menschen klassifizieren und aburteilen. Diese 
Sprache unterscheidet sich nicht von derjenigen, die noch heute z.B. schwer behinderte Kinder in 
manchen Einrichtungen der EX-DDR als “nicht lemfähig” einstufen, um sich unter anderem 
Geldaufwand für Sonderschule zu sparen. 

Die Fähigkeit von Gruppen, sich mit ihrer Umgebung auseinanderzusetzen, wird nach einem 
sehr einfachen Muster beschrieben: Wie viele “sozial Geschädigte” sind in einer (normalen?) 
Gruppe “integrationsfähig”, ohne zu “Schäden an der Realitätstüchtigkeit der Gemeinschaft” zu 
führen. Die Rechnung könnte dann so lauten: 3 “Geschädigte” und 10 “Normale” = eine aktions- 
fähige Gemeinschaft. 

Eine Auseinandersetzung über Gruppenprozesse und den Umgang mit Schwierigkeiten, die 
im Extremfall zur Lähmung oder im Zerfall der Gruppe enden können, kann so nicht geführt wer- 


den. 


Kurze Erwiderung von r.l.: Zunächst soll ich mitteilen, daß sich durchaus nicht alle Redakti- 
onsmitglieder mit meinem Standpunkt identifizieren können. Was nun die zwei Leserbriefe 
betrifft, möchte ich darum bitten, daß Begrifflichkeiten eines Diskussionspartner, ja selbst eines 
Gegners, in ihrem Zusammenhang und ihrer Zielrichtung verstanden werden. Um es an einem 
Beispiel zu sagen: Der Begriff “Bürger” kann bekanntlich im Sinne von “Bourgeois” und “Citoy- 
en” benutzt werden. Ich glaube, daß es deutlich war, daß ich ihn im letzteren Sinn, nämlich als 
“Mitglied eines Gemeinwesens” verwandt habe. Ebensowenig ist es sinnvoll, vermeintliche 
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Ansichten des Gegners zu erfinden und sich dann mit diesen erfundenen Ansichten auseinanderzu- 
setzen. Das ist nichts weiter als Sophistik und billige Rhetorik. Im übrigen verweise ich auf mei- 
nen Artikel und übrigens auch auf die traurigen Realitäten. rl. 


Termine 
Podiumsdiskussion am 28. Januar in Westberlin, 19 Uhr im ICC, Saal 6 
Thema der Diskussion ist: Stadtentwicklung durch Entmilitarisierung 
Was passiert mit den Flächen der Alliierten in Ost und West? 
Teilnehmer sind: O. Edel (MdA, SPD), M. Schreyer (MdA, AL), Stamick (FDP), G. Wittwer 
(MdA CDU), Neumann (Landschaftsarchitekt, Pankow) 


2. und 3. Februar: Vollversammlung des Freundeskreises Wehrdiensttotalverweigerer. Im) 
Info-Laden Schlagloch. Kamenzer Str.17, 0-8060 Dresden | 


Fahrrad-Demo am 3. Februar in Berlin für ökol. verträglichen Verkehr 


Jeden 1. Sonntag im Monat findet um 14.00 Uhr am Alex (Rotes Rathaus) unter dem Motto 
“Nicht reden - radeln” eine Fahrrad-Demo statt. 


4.-27. Februar Ausstellung “Neue Berliner Verlage” im Foyer.der Stadtbibliothek Ost-Berlin, 
Breite Strasse. 


An der Ausstellung beteiligen sich die Ostberliner Verlage : 
Autorenkollegium, Basisdruck, Bonsay Typart, Construktiv, Galrev, Linksdruck u.a. 


7. Februar, 19.30 Uhr, Helmstedt Schützenhaus, Infoveranstaltung zu Morsleben, Vorstellung 
des Gutachtens der GÖK 


15.2.91, 19 Uhr, Westberlin Mehringhof Gneisenaustr. 2a Andreas Graf: Anarchismus in der 
Weimarer Republik. Tendenzen, Entwicklung, Personen 


16. und 17. Februar Treffen der Totalverweigerergruppen in Bonn. Infos und Anmeldungen 
bei Joseph Küppers, Heerstr. 205, W-5300 Bonn 1, Tel. (0228)651215 


1.3.91, 19 Uhr, Buchladen “Buchzeit”, Eisenacher Str.59, Westberlin, Siegbert Wolf:Auch die 
Vergangenheit ist Zukunft. Der kommunitäre Anarchismus Gustav Landauers 


Demonstration am 9.3.91 in Morsleben 


Tenor wird sein: Einerseits konkrete Kritik an Morsleben, andererseits die generelle Kritik an 


den Entsorgungsplänen. Morsleben steht für den Versuch des Vormarsches der Atomindustrie gen 
Östen. 
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18.-22. März 1991 “Alles Banane/Teil zwo” 

Ein Seminar für Mitarbeiter und Interessierte der Bildungs-, Kultur- und Sozialen Arbeit in 
Ostdeutschland 

Sozialkulturelles Zentrum, Haus Felsenkeller, Altenkirchen, 

Durch die akuten Probleme für Projekte, Initiativen und Einrichtungen in der damaligen DDR 
zeigte sich ein großer Bedarf, mehr über Finanzierung und Organisation von freier Bildungs-, Kul- 
tur- und sozialer Projektarbeit zu erfahren. Aufgrund dieses regen Interesses haben wir uns ent- 
schlossen, gezielt diese Themen für Leute aus der Initiativen-Arbeit in der EX-DDR anzubieten. 
Themen sind z.B. Instrumente der Beschäftigungsförderung nach dem Arbeitsförderungs-Gesetz; 
‚Modelle des sinnvollen Umgangs mit dem ABM-Instrumentarium; Abrechnungs- und Steuerwe- 
sen für gemeinnützige Vereine; Öffentlichkeitsarbeit und Marketing; Situation freier Kulturarbeit 
ın den “5 neuen Bundesländern”. Kontaktadresse: Haus Felsenkeller, Heimstraße 4, W-5230 
Altenkirchen/Westerwald, c/o Holger Schrick, 02681/3870 o. 4257 (privat) 


19. und 21. April Bundestreffen der Totalverweigerer in Hamburg im Haus für alle, c/o 
FWTV Berlin (Adresse “telegraph” 17) 


Kontakttelefon Aktionsbündnis gegen Golf-Krieg 
Kontakttelefon Ostberlin 2292317 (Neues Forum), Westberlin 2113719 Aktuelle Telefonzei- 


tung: Westberlin 8326801 
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Halbjahresabo 17,50 
DM. Alles Inklusive 
Porto und 
Mehrwertsteuer. 

Andere Abonnement- 
formen sind aus 


technischen Gründen 
nicht mehr möglich. 


